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HESSISCHES MINISTERIUM  
DES INNERN, FÜR SICHERHEIT UND HEIMATSCHUTZ

Verwaltungsvorschrift über Staatsangehörigkeitsverfahren 
– VVStaVerf –
A.	 Einbürgerungen
1.	 Geltungsbereich

Die Verwaltungsvorschrift ergänzt die verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen für Einbürgerungen im
1.1	 Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) in der im Bundesge-

setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. März 2024 (BGBl. I Nr. 104 vom 26. März 2024), im

1.2	 Gesetz über die Errichtung des Bundesverwaltungsam-
tes (BVwAG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 200-2, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Art. 39 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328), im

1.3	 Gesetz zur Bestimmung der zuständigen Behörden in 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (StAngBehG) vom 
21. März 2005 (GVBl. I S. 229), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 3. Dezember 2012 (GVBl. S. 622), in der

1.4	 Verordnung zu Einbürgerungstest und Einbürgerungskurs 
– Einbürgerungstestverordnung – (EinbTestV) vom 5. Au-
gust 2008 (BGBl. I S. 1649), geändert durch Verordnung 
vom 18. März 2013 (BGBl. I S. 585), in der

1.5	 Allgemeinen Verwaltungsvorschrif t über Urkunden in  
Staatsangehörigkeitssachen (StAUrkVwV) vom 18. Juni 1975  
(GMBl. S. 462), zuletzt geändert am 24. September 1991 
(GMBl. S. 741) mit BMI-Vorabregelung zu Anlage 5 vom 
14. Dezember 2004 und in den

1.6	 Vorläufigen Anwendungshinweisen Hessens zum Staats
angehörigkeitsrecht (VAH-Hessen) vom 10. Septem-
ber 2007, zuletzt geänder t durch Er lass vom 7. Au-
gust 2009.

Die Anwendung des allgemeinen Verwaltungsverfahrens- und 
Verwaltungskostenrechts bleibt unberührt.

2.	 Sachliche Zuständigkeit
2.1	 Einbürgerungsbehörde ist das Regierungspräsidium, § 1 

Abs. 1 StAngBehG. Neben der Bearbeitung von Einbürge-
rungsverfahren – soweit nicht die untere Verwaltungsbe-
hörde zuständig ist – obliegt es der Einbürgerungsbehörde, 
die unteren Verwaltungsbehörden in ihrem Dienstbezirk im 
Rahmen von Dienstbesprechungen, Fortbildungsveranstal-
tungen und durch Rundverfügungen mit dem aktuellen Stand 
des Einbürgerungsrechts vertraut zu machen, sowie im Rah-
men ihrer Öffentlichkeitsarbeit Informationen und Beratun-
gen anzubieten (Kompetenz-Center Einbürgerungsbehörde).

2.2	 Untere Verwaltungsbehörden sind der Magistrat oder der 
Gemeindevorstand der Städte und Gemeinden mit 7.500 und 
mehr Einwohnern, im Übrigen die Kreisausschüsse, § 2 Abs. 1 
StAngBehG. Sie sind zuständig für die Erstberatung, die Ent-
gegennahme von Einbürgerungsanträgen und den dazu ge-
hörenden Unterlagen und Nachweisen, die Vollständigkeits-
kontrolle, die Einpflege der Antragsunterlagen und Daten in 
das vom Land betriebene Verfahren der eStaatsangehörigkeit 
und die Aushändigung der Einbürgerungsurkunden.

	 Untere Verwaltungsbehörden können die Gestaltungs-
möglichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit 
nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(KGG) vom 16. Dezember 1969 (GVBl. I S. 307), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBl. 
S. 83, 88), nutzen und die Aufgaben der unteren Ver-
waltungsbehörde im Einbürgerungsverfahren delegieren 
oder ein entsprechendes Mandat erteilen; dies gilt auch 
im Verhältnis von Gemeinden und Landkreisen.

3.	 Örtliche Zuständigkeit
3.1	 Ör tlich zuständig ist nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a 

HVwVfG die Einbürgerungsbehörde, in deren Bezirk die 
Antragstellerin oder der Antragsteller den gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.

3.2	 Verlegt die Antragstellerin oder der Antragsteller während 
des Einbürgerungsverfahrens ihren oder seinen dauern-
den Aufenthalt in den Bereich einer anderen Einbürge-
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rungsbehörde, so geht die örtliche Zuständigkeit kraft 
Gesetzes auf diese Behörde über. Die bisher zustän-
dige Behörde kann das Verfahren fortführen, wenn dies 
unter Wahrung der Interessen der Antragstellerin oder 
des Antragstellers der einfachen und zweckmäßigen Ver-
fahrensdurchführung dient und die jetzt zuständige Be-
hörde zustimmt (§ 3 Abs. 3 HVwVfG). Andernfalls ist der 
Einbürgerungsantrag mit allen Unterlagen unverzüglich 
an die neue Einbürgerungsbehörde abzugeben.
Für die Überwachung von Auflagen bleibt die Einbürge-
rungsbehörde zuständig, die den Verwaltungsakt erlassen 
hat (§ 68 Abs. 1 HVwVG).

3.3	 Hat die Antragstellerin oder der Antragsteller den ge-
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bundesgebietes, 
so ist das Bundesverwaltungsamt zuständig (§ 5 BVwAG).

4.	 Einbürgerungsantrag
4.1	 Der Antrag auf Einbürgerung wird schriftlich bei der unte-

ren Verwaltungsbehörde gestellt; die Antragstellerin oder 
der Antragsteller soll hierzu grundsätzlich persönlich er-
scheinen. Für den Antrag soll der Vordruck nach dem 
Muster der Anlage 1 verwendet werden. Im Übrigen gilt 
Nr. 8.1.1, 8.1.1.1 VAH-Hessen für alle Einbürgerungsan-
träge. Für die Erstberatung kann unter anderem auf das In-
formationsangebot unter www.innen.hessen.de zurückge-
griffen werden. Im Zusammenhang mit der Antragstellung 
soll insbesondere auf die Mitwirkungsverpflichtung hinge-
wiesen werden (Muster der Anlage 2) und eine Unterrich-
tung über die Einholung und Verarbeitung personenbezo-
gener Daten nach dem Muster der Anlage 3 erfolgen.

4.2	 Von allen Antragstellern sind folgende Grunddaten zu 
erheben:
4.2.1	 Angaben zur Person: Identität, aktuelles Lichtbild, 

Wohnung, Handlungsfähigkeit, Personenstand, 
Staatsangehörigkeit(en) sowie ein besonderer 
Status (Asylberechtigte, ausländische Flüchtlinge, 
heimatlose Ausländer, Staatenlose).

4.2.2	 Angaben nach Nr. 4.2.1 hinsichtlich der Ehegatten/
Lebenspartner (ohne Lichtbild), sofern deren Mit-
einbürgerung beantragt oder eine Einbürgerung 
als Ehegatte oder Lebenspartner eines Deutschen 
beantragt wird.

4.2.3	 Angaben nach Nr. 4.2.1 hinsichtlich der mit einzu-
bürgernden minderjährigen Kindern.

4.2.4	 Angaben zu den Eltern: Vor- und Familiennamen, 
Geburtstag und -ort, Familienstand und Staatsan-
gehörigkeit im Zeitpunkt der Geburt der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers.

4.2.5	 Aufenthaltszeiten im In- und Ausland.
4.2.6	 Angaben zum aktuell gültigen Aufenthaltsrecht 

oder Aufenthaltstitel.
4.2.7	 Angaben zu extremistischen Bestrebungen (Loya-

litätserklärung).
4.2.8	 Angaben zur Unterhaltsfähigkeit: verfügbares Mo-

natseinkommen, Anzahl der zu unterhaltenden An-
gehörigen, Bezug von öffentlichen Leistungen.

4.2.9	 Angaben über Verurteilungen zu Strafen, zur An-
ordnung von Maßregeln der Besserung und Siche-
rung und über anhängige Straf- und Ermittlungs-
verfahren, jeweils im In- und Ausland.

4.2.10	 Angaben über Kenntnisse der deutschen Sprache.
4.2.11	 Angaben über Kenntnisse der Rechts- und Ge-

sellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse in 
Deutschland.

4.2.12	 Angaben zum Bekenntnis nach § 10 Abs. 1 Satz 1  
Nr. 1a StAG.

4.3	 Abhängig von dem konkreten Einbürgerungsbegehren 
kommen weitere Angaben in Betracht, die für die Sach-
verhaltsermittlung und die Bescheidung des Antrags er-
forderlich sind. Grundsätzlich ist die Erhebung von Daten 
auf die Umstände zu beschränken, die zur Beurteilung des 
konkreten Einbürgerungsbegehrens notwendig erscheinen.
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4.4	 Die Angaben im Einbürgerungsantrag sind von den An-
tragstellern grundsätzlich nachzuweisen.
Die Anforderungen an die Nachweise ergeben sich in der 
Regel aus den unter Nr. 1 genannten verfahrensrechtli-
chen Bestimmungen. Als Nachweise kommen beispiels-
weise folgende Unterlagen in Betracht:
4.4.1	 Zur Person (Nr. 4.2.1 bis 4.2.4): Grundsätzlich ist 

zum Nachweis geeignet: ein Pass, ein Ausweis, 
ein Ausweisersatz, ein Staatsangehörigkeitsaus-
weis, in- und ausländische Personenstandsurkun-
den, Scheidungsurteile.

4.4.2	 Zu extremistischen Bestrebungen (Nr. 4.2.7): Lo-
yalitätserklärung nach dem Muster der Anlage 4 
(vgl. Nr. 5.2).

4.4.3	 Zum Bekenntnis nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a 
StAG (Nr. 4.2.12); Erklärung nach dem Muster der 
Anlage 4 (vgl. 5.2).

4.4.4	 Zur Unterhaltsfähigkeit (Nr. 4.2.8):
4.4.4.1	 in der Regel aktuelle Lohn- oder Gehalts-

abrechnung, gegebenenfalls Arbeitsver-
trag, gegebenenfalls Vermögensnachweis, 
Renten- oder Arbeitslosengeldbescheid; 
bei Selbständigen: in der Regel letzter 
Steuerbescheid und aktuelle Gewinn- und 
Verlustrechnung oder betriebswirtschaftli-
che Auswertung oder Bescheinigung des 
Steuerberaters.

4.4.4.2	 In den Fällen des Bezuges von Leistungen 
nach dem Zweiten oder Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch eine Kopie des Leistungs-
bescheides. In Fällen nach § 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 a) außerdem eine Erklärung zu 
den Gründen des Leistungsbedarfs. In Fäl-
len nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 b) Nach-
weise nach Nr. 4.4.4.1 für den Zeitraum 
der letzten 24 Monate vor Antragstellung; 
bei Selbstständigen zusätzlich eine Erklä-
rung über den Umfang der Erwerbstätig-
keit in diesem Zeitraum. In den Fällen nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c) Nachweise des 
Ehegatten oder des Lebenspartners nach 
Nr. 4.4.4.1 für den Zeitraum der letzten 
24 Monate vor Antragstellung; sofern der 
Ehegatte selbstständig ist, zusätzlich eine 
Erklärung über den Umfang der Erwerbs-
tätigkeit in diesem Zeitraum. In den Fällen 
nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c) außerdem 
eine Erklärung über das Bestehen einer 
familiären Gemeinschaft mit einem min-
derjährigen Kind und dem Ehegatten oder 
Lebenspartner.

4.4.4.3	 In den Fällen der §§ 8, 9, 10 StAG von 
Selbständigen zusätzlich Nachweise zur 
Alterssicherung, zur Kranken- und Pflege-
versicherung oder zu freiwilligen Beiträgen 
zur gesetzlichen Sozialversicherung.

4.4.5	 In den Fällen des § 9 StAG: Kopie des Bundes-
personalausweises oder Reisepasses des Ehe-
gatten oder Lebenspartners sowie dessen Erklä-
rung zum Zeitpunkt des Erwerbs der deutschen 
Staatsangehörigkeit, dass seit Erwerb der deut-
schen Staatsangehörigkeit bis zum 27. Juni 2024 
keine andere Staatsangehörigkeit auf Antrag er-
worben wurde und dass sie oder er mit dem An-
tragsteller in einer ehelichen bzw. partnerschaft-
lichen Lebensgemeinschaft lebt (Anlage 5).

4.5	 Grundsätzlich sind Unterlagen und Nachweise nur zu ver-
langen, soweit zu erwarten ist, dass sie über entschei-
dungserhebliche Tatsachen Aufschluss geben.

	 Sämtliche Unterlagen sollen im Original und zusätzlich 
in Form einer einseitigen, gut lesbaren Kopie auf hellem 
Papier vorgelegt werden. Dem Original stehen öffentlich 
beglaubigte Ablichtungen gleich; das gilt nicht für Perso-
nenstandsurkunden.

	 Bei fremdsprachlichen Urkunden soll außer der beglaubig-
ten Abschrift oder Ablichtung der Urschrift eine deutsche 
Übersetzung vorgelegt werden. Die Übersetzung soll von 
einer oder einem öffentlich beeidigten oder anerkannten 
Übersetzerin oder Übersetzer beglaubigt sein. Auf eine 
Beglaubigung der Übersetzung kann verzichtet werden, 
wenn die Einbürgerungsbehörde auf andere Weise zuver-
lässig beurteilen kann, ob die Übersetzung richtig ist.

	 Eine vor einer zuständigen Stelle (zum Beispiel Notar) ab-
gegebene Versicherung an Eides statt kann nur in Aus-
nahmefällen als Nachweis der durch die Urschrift oder 
beglaubigte Abschrift oder Ablichtung zu belegenden Tat-
sachen anerkannt werden. Versicherungen an Eides statt 
können in Einbürgerungsangelegenheiten von den Staats-
angehörigkeits- und Einbürgerungsbehörden nicht abge-
nommen werden.

5.	 Antragsbearbeitung durch die untere Verwaltungsbehörde
5.1	 Die untere Verwaltungsbehörde prüft die Angaben im 

Einbürgerungsantrag sowie die vorgelegten Unterlagen 
auf Richtigkeit und Vollständigkeit und klärt vorhandene 
Zweifel nach Möglichkeit auf. Ergeben sich bei der An-
tragstellung oder -entgegennahme eines Einbürgerungs-
antrags trotz Vorlage entsprechender Nachweise Zweifel 
an der Richtigkeit des Bekenntnisses zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
StAG) oder an den für das Bekenntnis zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung er forderlichen Grund-
kenntnissen, an der Richtigkeit des Bekenntnisses nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a StAG oder an den ausreichen-
den Kenntnissen der deutschen Sprache (§ 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 StAG), ist die Einbürgerungsbehörde darü-
ber zu unterrichten. Die Einbürgerungsbehörde ist eben-
falls zu unterrichten, falls Hinweise auf Handlungen der 
Antragstellerin oder des Antragstellers im Sinne des § 10 
Abs. 1 Satz 3 StAG oder auf das Vorliegen von Aus-
schlussgründen nach § 11 StAG vorliegen.

5.2	 Rechtzeitig vor der Entgegennahme der Loyalitätserklä-
rung, dem Bekenntnis zur freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung des Grundgesetzes für die Bun-
desrepublik Deutschland und dem Bekenntnis nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a StAG händigt die untere Verwal-
tungsbehörde den Antragstellern das Merkblatt nach dem 
Muster der Anlage 6 aus. Die untere Verwaltungsbehörde 
steht für Fragen in diesem Zusammenhang zur Verfügung 
und erörtert mit der Antragstellerin oder dem Antragstel-
ler anhand des Merkblatts die Grundsätze der FDGO. Für 
Hintergrundinformationen steht der unteren Verwaltungs-
behörde der jeweils aktuelle Verfassungsschutzbericht 
zur Verfügung (www.lfv.hessen.de). Sollte eine Beantwor-
tung aufgeworfener Fragen vor Ort ausnahmsweise nicht 
möglich sein, ist die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler an die Einbürgerungsbehörde zu verweisen. Die Lo-
yalitätserklärung sowie das Bekenntnis nach § 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1a StAG soll in Gegenwart einer Mitarbeiterin 
oder eines Mitarbeiters der unteren Verwaltungsbehörde 
erfolgen. Eine Überprüfung des jeweiligen Erklärungsin-
halts erfolgt durch die Einbürgerungsbehörde.

	 Bei unzureichenden Kenntnissen der deutschen Sprache 
soll der Antragstellerin oder dem Antragsteller aufgegeben 
werden, einen vereidigten Dolmetscher hinzuzuziehen.

5.3	 Die untere Verwaltungsbehörde erfasst den Einbürge-
rungsvorgang in dem eGovernment-Verfahren eStaats
angehörigkeit (§ 3 Abs. 2 StAngBehG); soweit möglich, 
verwendet sie für gegebenenfalls erforderliche Korres-
pondenz die im Verfahren bereitgestellten Formulare. 

	 Die Einbürgerungsakte wird ausschließlich elektronisch 
geführt. Mit der qualitätsgesicherten Ablage von Unter-
lagen übernimmt die untere Verwaltungsbehörde die Ver-
antwortung dafür, dass sie mit den Vorlagen in Papier-
form übereinstimmen. Andernfalls ist das elektronische 
Dokument mit einem erläuternden Vermerk zu versehen.

5.4	 Die Bearbeitung durch die untere Verwaltungsbehörde 
erfolgt schnellstmöglich; sie soll einen Zeitraum von drei 
Monaten nicht überschreiten (Regelbearbeitungszeit). 
Danach ist der Vorgang der Einbürgerungsbehörde zuzu-
leiten. Die untere Verwaltungsbehörde achtet dabei dar-
auf, dass die Unterlagen so aktuell sind, dass eine zuver-
lässige Beurteilung des Einbürgerungsantrages möglich 
ist. Die untere Verwaltungsbehörde informiert die Einbür-
gerungsbehörde über mögliche Einbürgerungshindernisse 
und sonstige Erkenntnisse.

	 Ist der Abschluss der Bearbeitung von beizubringenden 
Unterlagen der Antragstellerin oder des Antragstellers ab-
hängig, ist unter Fristsetzung an die Erledigung zu erinnern 
und darauf hinzuweisen, dass bei einer Nichterledigung mit 
einer kostenpflichtigen Ablehnung des Antrags durch die 
Einbürgerungsbehörde gerechnet werden muss; der An-
trag ist in diesem Falle unvollständig mit einem entspre-
chenden Hinweis an die Einbürgerungsbehörde zu leiten.
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	 Eine Weiterleitung an die Einbürgerungsbehörde nach Ab-
lauf der Regelbearbeitungszeit erfolgt auch in den Fäl-
len, in denen die Einbürgerungsvoraussetzungen nach 
Auffassung der unteren Verwaltungsbehörde nicht oder 
noch nicht vorliegen. Eine Weiterleitung an die Einbürge-
rungsbehörde hat auch zu erfolgen, wenn der Antrag aus-
schließlich schriftlich gestellt wurde und eine persönliche 
Vorsprache, trotz Aufforderung, nicht erfolgt ist. Über die 
Zurückstellung der abschließenden Bearbeitung eines An-
trags, die Empfehlung einer Antragsrücknahme oder die 
abschließende Bescheidung befindet ausschließlich die 
Einbürgerungsbehörde (vgl. Nr. 6.7 ff.).

5.5	 Im Anschluss an die Weiterleitung des Vorgangs an die 
Einbürgerungsbehörde gibt die untere Verwaltungsbe-
hörde der Antragstellerin oder dem Antragsteller die von 
ihnen erhaltenen Unterlagen mit der Aufforderung zurück, 
sie bis zum Abschluss des Einbürgerungsverfahrens auf-
zubewahren. Die in der unteren Verwaltungsbehörde in 
Papierform angefallenen Unterlagen, die zu diesem Zeit-
punkt qualitätsgesichert Bestandteil der elektronischen 
Akte geworden sein müssen, sind zu vernichten.

6.	 Antragsbearbeitung durch die Einbürgerungsbehörde
6.1	 Die Einbürgerungsbehörde bearbeitet die Anträge mit 

dem eGovernment-Verfahren der eStaatsangehörigkeit. 
Die Einbürgerungsakte wird ausschließlich elektronisch 
geführt. Nr. 5.3 und 5.5 gelten entsprechend. Die Einbür-
gerungsbehörde nimmt unverzüglich eine Eingangsprü-
fung auf Vollständigkeit der Unterlagen und die Erfolgs-
aussichten des Antrags vor. Notwendige Korrespondenz 
ist in der Regel direkt mit der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller zu führen.

6.2	 Die Einbürgerungsbehörde erteilt eine Eingangsbestä-
tigung, in der auch auf die Mitwirkungspflicht, insbeson-
dere auf die Verpflichtung der Antragsteller hingewiesen 
wird, Änderungen in den persönlichen Verhältnissen so-
wie in den Angaben im Einbürgerungsantrag und den 
dazu eingereichten Unterlagen und Erklärungen unver-
züglich mitzuteilen.

6.3	 Die Einbürgerungsbehörde veranlasst im Regelfall fol-
gende Sachverhaltsermittlungen:
6.3.1	 Unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentral-

register bei Antragstellern ab vollendetem 14. Le-
bensjahr.

6.3.2	 Auskunft des Hessischen Landeskriminalamtes 
bei Antragstellern ab vollendetem 14. Lebensjahr 
über anhängige Ermittlungsverfahren und sonstige 
strafrechtliche Erkenntnisse.

6.3.3	 Auskunft des Landesamts für Verfassungsschutz 
Hessen bei Antragstellern ab dem vollendeten 
16. Lebensjahr nach § 37 StAG.

6.3.4	 Auskunft der Ausländerbehörde für jede Person 
des Einbürgerungsantrags einschließlich der min-
derjährigen Kinder nach dem Muster der Anlage 7. 
Dabei ist auf die Verpflichtung der Ausländerbe-
hörde hinzuweisen, eintretende Änderungen, die 
für die Beurteilung des Einbürgerungsantrags von 
Bedeutung sein könnten, unverzüglich der Einbür-
gerungsbehörde mitzuteilen. Sofern es zur Sach-
verhaltsermittlung erforderlich ist, ist die Auslän-
derakte einzusehen.

6.3.5	 Auskunft der zuständigen Staatsanwaltschaft nach 
§ 32b StAG in Fällen einer rechtskräftigen Ver-
urteilung nach den §§ 86, 86a, 102, 104, 111, 125, 
126, 126a, 130, 140, 166, 185 bis 189, 192a, 223, 
224, 240, 241, 303, 304 und 306 bis 306c des 
Strafgesetzbuches.

6.4	 Beziehen Antragsteller, die aufgrund eines Abkommens 
zur Anwerbung und Vermittlung von Arbeitskräften bis 
zum 30. Juni 1974 in das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand vom 2. Oktober 1990 oder 
als Vertragsarbeitnehmer bis zum 13. Juni 1990 in das 
in Art. 3 des Einigungsvertrages genannte Gebiet einge-
reist sind, oder deren Ehegatten, Leistungen nach dem 
Zweiten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, soll eine 
Auskunft des derzeitig oder früher zuständigen Leistungs-
trägers über die Gründe des Leistungsbezugs eingeholt 
werden. Die Entscheidung, ob der Bezug von der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller zu vertreten ist, obliegt 
der Einbürgerungsbehörde.

	 In den Fällen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 c) StAG soll 
eine Auskunft der Meldebehörde über den gemeinsamen 
Wohnsitz der Antragstellerin oder des Antragstellers mit 
dem Ehegatten oder dem Lebenspartner und dem min-
derjährigen Kind eingeholt werden.

	 In den Fällen der §§ 8, 9 StAG ist bei geringem Einkom-
men der Antragstellerin oder des Antragstellers eine Be-
scheinigung der zuständigen Stelle anzufordern, dass 
kein Anspruch auf Leistungen besteht. Eine auf den Be-
zug von entsprechenden Leistungen gerichtete Anfrage 
soll auch bei Bezug von Arbeitslosengeld I, Elterngeld, 
Kinderzuschlag, Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiter-
bildung, Krankengeld, Wohngeld oder Ausbildungsför-
derung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
erfolgen; dabei sind Auskünfte einzuholen, die der Ein-
bürgerungsbehörde eine Prognose hinsichtlich der künf-
tigen Unterhaltsfähigkeit erlauben.

	 Vor entsprechenden Anfragen ist eine hierauf gerichtete 
Einverständniserklärung nach dem Muster der Anlage 8 
einzuholen.

6.5	 Im Übrigen sollen Informationen mit den dazugehörenden 
Nachweisen zunächst bei der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller erhoben werden.

6.6	 Ergeben sich aus den einzuholenden Auskünften tatsäch-
liche Anhaltspunkte für einen Ausschlussgrund nach § 11 
Satz 1 StAG, insbesondere in Fällen, in denen vom Lan-
desamt für Verfassungsschutz Hessen (Nr. 6.3.3) dem 
Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz 
Erkenntnisse über die Antragstellerin oder den Antrag-
steller übermittelt worden sind, und liegen die Einbürge-
rungsvoraussetzungen im Übrigen vor, erstattet die Ein-
bürgerungsbehörde dem Ministerium Bericht und verfährt 
nach dessen Weisungen. Ist die Einbürgerung aus ande-
ren Gründen als dem Vorliegen eines Ausschlussgrundes 
nach § 11 Satz 1 StAG abzulehnen, erstattet die Einbür-
gerungsbehörde dem Ministerium Bericht.

	 Wird die Antragstellerin oder der Antragsteller zu vorliegen-
den Erkenntnissen befragt, ist über die Befragung ein Pro-
tokoll über dessen Inhalt und Verlauf zu fertigen; die für 
die Beurteilung eines Ausschlussgrundes nach § 11 Satz 1 
StAG wesentlichen Fragen und Antworten des Gesprächs 
sollen möglichst wörtlich wiedergeben werden. Das von 
der Antragstellerin oder dem Antragsteller grundsätzlich 
zu genehmigende Protokoll ist dem Ministerium mit einem 
begründeten Verfahrensvorschlag vorzulegen; dieser soll 
neben einer rechtlichen Würdigung auch eine Aussage zur 
Bewertung der Glaubhaftigkeit der Einlassungen der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers in der Befragung enthalten.

6.7	 Die Entscheidung über Einbürgerungsanträge obliegt 
der Einbürgerungsbehörde. Einer Einzelfallzustimmung 
des Ministeriums des Innern, für Sicherheit und Heimat-
schutz bedarf es in den Fällen, in denen sich aus den 
VAH-Hessen die Mitwirkung einer obersten Bundes- oder 
Landesbehörde ergibt oder in denen von diesen Vorga-
ben abgewichen werden soll. In Fällen von politischer, 
grundsätzlicher oder öffentlichkeitswirksamer Bedeutung 
ist das Ministerium rechtzeitig zu beteiligen. Die Mitwir-
kung des Ministeriums erfolgt ausschließlich im Innen-
verhältnis; dies ist im Außenverhältnis zu beachten.

6.8	 Sind die Einbürgerungsvoraussetzungen noch nicht er-
füllt, ist aber abzusehen, dass die bestehenden Hinder-
nisse in den nächsten zwölf Monaten entfallen werden, 
soll die Entscheidung über den Antrag zurückgestellt 
werden. In besonders begründeten Einzelfällen kann eine 
weitere Zurückstellung in Betracht kommen, wenn die Er-
füllung der Voraussetzungen gesichert erscheint.

6.9	 Sind die Einbürgerungsvoraussetzungen nicht erfüllt und 
kommt eine Zurückstellung nicht in Betracht, wird der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller mitgeteilt, dass und 
aus welchem Grund der Einbürgerungsantrag abgelehnt 
werden soll. Gleiches gilt, wenn aufgrund fehlender Mitwir-
kung nicht festgestellt werden kann, ob die Einbürgerungs-
voraussetzungen erfüllt sind. Die Einbürgerungsbehörde 
führt dazu ein Anhörungsverfahren durch und empfiehlt, 
den Antrag zurückzunehmen, falls keine neuen entschei-
dungserheblichen Tatsachen vorgebracht werden kön-
nen. Sofern sich in der Anhörung keine neuen Gesichts-
punkte ergeben haben, lehnt die Einbürgerungsbehörde 
den Antrag nach Fristablauf schriftlich begründet ab. In 
der Begründung sind alle wesentlichen tatsächlichen und 
rechtlichen Gesichtspunkte einschließlich erforderlicher 
Ermessensbetätigungen aufzuführen. Der Ablehnungsbe-
scheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
Die untere Verwaltungsbehörde und die Ausländerbehörde 
sind von der Ablehnung zu unterrichten.

6.10	Sind die Einbürgerungsvoraussetzungen vollständig er-
füllt, werden die Antragstellerin oder der Antragsteller zu-
sammen mit der abschließenden Kostenfestsetzung ent-
sprechend benachrichtigt. Sofern die Kosten beglichen 
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sind oder eine Stundung gewährt ist, wird die Einbürge-
rungsurkunde gefertigt.

6.11	 Die Kostenschuld entsteht mit dem Eingang des Antrags 
bei der unteren Verwaltungsbehörde. Im zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Eingang des Antrags bei der Einbürge-
rungsbehörde (vgl. Nr. 6.2) soll ein Vorschuss erhoben 
werden; im Hinblick auf die bereits bei der unteren Verwal-
tungsbehörde eingeleitete Bearbeitung und den Regelver-
lauf von Einbürgerungsverfahren ist ein Vorschuss in Höhe 
der voraussichtlichen Kosten regelmäßig angemessen.

6.12	Die Regelbearbeitungszeit für die Herbeiführung von 
Entscheidungen der Einbürgerungsbehörde nach Nr. 6.8 
bis 6.11 beträgt drei Monate ab Eingang der angeforder-
ten Behördenauskünfte (vgl. Nr. 6.3, 6.4). Bei verzögerten 
Rückmeldungen der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers verlängert sie sich entsprechend.

6.13	 Überschreitet die Bearbeitungszeit bei der Einbürgerungs-
behörde einen Zeitraum von sechs Monaten, sind vor 
einer Entscheidung die Sachverhaltsermittlungen nach 
Nr. 4.4.4 sowie nach Nr. 6.3.1 bis 6.3.3 und 6.4 anlass-
bezogen zu wiederholen. Bei einer Überschreitung der 
Bearbeitungszeit von mehr als einem Jahr sind die Sach-
verhaltsermittlungen grundsätzlich zu wiederholen.

7.	 Aushändigung der Einbürgerungsurkunde
7.1	 Nach Eingang der festgesetzten Kosten übersendet die 

Einbürgerungsbehörde die Einbürgerungsurkunde an die 
untere Verwaltungsbehörde. Sachverhaltsermittlungen von 
Amts wegen durch die untere Verwaltungsbehörde finden 
nicht mehr statt; sind dieser allerdings zwischenzeitlich 
Umstände bekannt geworden, die dem Vollzug der Ein-
bürgerung entgegenstehen, berichtet sie sofort der Ein-
bürgerungsbehörde und verfährt nach deren Weisungen.

7.2	 Die untere Verwaltungsbehörde händigt die Einbürgerungs-
urkunde in der Regel binnen zwei Monaten nach Zugang 
aus. Die Aushändigung soll nach § 16 Satz 3 StAG im Rah-
men einer öffentlichen Einbürgerungsfeier erfolgen. Kann 
die Einbürgerungsurkunde innerhalb eines Zeitraumes von 
sechs Monaten nicht ausgehändigt werden, sendet die 
untere Verwaltungsbehörde die Einbürgerungsurkunde unter 
Angabe der Gründe an die Einbürgerungsbehörde zurück.

7.3	 Vor Aushändigung der Einbürgerungsurkunde ist das fei-
erliche Bekenntnis in schriftlicher Form nach dem Muster 
der Anlage 9 (Niederschrift über die Aushändigung der Ein-
bürgerungsurkunde) abzugeben. Die oder der Eingebürgerte 
hat den Empfang der Einbürgerungsurkunde unter Angabe 
des Datums schriftlich zu bestätigen; sie oder er ist darauf 
hinzuweisen, dass mit der Aushändigung der Einbürgerungs-
urkunde die deutsche Staatsangehörigkeit erworben wurde. 
Bei Einbürgerungen unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit ist 
das Merkblatt nach dem Muster der Anlage 10 auszuhändi-
gen; die Aushändigung ist zu vermerken. Bei der Einbürge-
rung von Kindern unter 16 Jahren sowie bei Personen, die 
unter einem Einwilligungsvorbehalt stehen, ist die Empfangs-
bestätigung nach dem Muster der Anlage 11 zu verwenden.

	 Bei unzureichenden Kenntnissen der deutschen Sprache 
soll der Antragstellerin oder dem Antragsteller aufgegeben 
werden, einen vereidigten Dolmetscher hinzuzuziehen.

7.4	 Die untere Verwaltungsbehörde unterrichtet die Meldebe-
hörde und die Ausländerbehörde über die Einbürgerung 
und weist auf den Verlust bzw. Beibehaltung der bisheri-
gen Staatsangehörigkeit hin; die Mitteilungen sollen un-
verzüglich erfolgen.

7.5	 Bei der Einbürgerung von Ausländern aus Ländern, mit 
denen völkerrechtliche Vereinbarungen über den Aus-
tausch von Einbürgerungsmitteilungen bestehen, berei-
tet die untere Verwaltungsbehörde mit der oder dem Ein-
gebürgerten die erforderliche Mitteilung vor und leitet sie 
der Einbürgerungsbehörde zu.

7.6	 Die untere Verwaltungsbehörde leitet die vollzogene Nie-
derschrift (Anlage 9) unverzüglich der Einbürgerungsbe-
hörde zu.

8.	 Schluss- und Übergangsbestimmungen
8.1	 Die Einbürgerungsbehörde übermittelt dem Bundesver-

waltungsamt (Registerbehörde) die in § 33 Abs. 2 StAG 
aufgeführten Daten der oder des Eingebürgerten. Sie lei-
tet dem Bundesverwaltungsamt eine gesonderte Einbür-
gerungsmitteilung zu, wenn die oder der Eingebürgerte 
einem Staat angehört oder angehört hat, mit dem der 
Austausch von Einbürgerungsmitteilungen vereinbart ist.

8.2	 Die Meldungen zur amtlichen Einbürgerungsstatistik er-
stattet die Einbürgerungsbehörde in Absprache mit dem 
Hessischen Statistischen Landesamt.

8.3	 Akteneinsicht wird grundsätzlich von der Einbürgerungs-
behörde gewährt. Die Einsichtnahme kann durch Gewäh-
rung eines lesenden Zugriffs gewährt werden. Andernfalls 
wird der Akteninhalt ausgedruckt; die Übereinstimmung des 
Ausdrucks mit der Akte ist durch einen formlosen Überein-
stimmungsvermerk zu bestätigen. Der Ausdruck ist nach 
der Gewährung der Einsicht zu vernichten. Liegen über die 
Antragstellerin oder den Antragsteller tatsächliche Anhalts-
punkte für Bestrebungen im Sinne von § 11 Satz 1 StAG vor, 
darf den Einbürgerungsbewerbern oder deren Bevollmächtig-
ten Akteneinsicht erst nach Durchführung einer gegebenen-
falls erforderlichen Sicherheitsbefragung gewährt werden.

8.4	 In Verwaltungsstreitverfahren über das Vorliegen eines 
Ausschlussgrundes des § 11 StAG sowie in Verwaltungs-
streitverfahren von grundsätzlicher Bedeutung ist das Mi-
nisterium wie folgt zu beteiligen:
8.4.1	 Mitteilung über die Einreichung einer Klage.
8.4.2	 Vorlage der gerichtlichen Entscheidung der ersten 

Instanz unmittelbar nach Zustellung; sofern das 
Land unterlegen ist, mit einem Vorschlag hinsicht-
lich der Einlegung von Rechtsmitteln.

8.4.3	 Mitteilung der Rechtskraft einer Klageabweisung. 
8.4.4	 Vorlage der klägerischen Rechtsmitteleinlegung

Die Möglichkeit, zum Zwecke der Abstimmung an-
lassbezogen zu berichten, bleibt unberührt.

8.5	 Für die Aufbewahrung und Aussonderung von elektroni-
schen Einbürgerungsakten gilt der Erlass zur Aktenfüh-
rung in den Dienststellen des Landes Hessen (Aktenfüh-
rungserlass) vom 14. Dezember 2012 (StAnz. 2013 S. 3), 
zuletzt geändert durch Erlass vom 29. November 2022 
(StAnz. S. 1380), mit folgenden Maßgaben:
8.5.1	 Die Aufbewahrungsfrist für Einbürgerungsakten 

beträgt 15 Jahre. Die Frist beginnt mit der Wirk-
samkeit der Einbürgerung oder mit dem Vollzug 
der Auflage oder bei einer Ablehnung des An-
trags mit dem rechtskräftigen Abschluss des Ver-
fahrens; in allen übrigen Fällen mit der Abschluss-
verfügung.

8.5.2	 Mit Ende der Aufbewahrungsfrist wird in der eStaats
angehörigkeit ein zur dauerhaften Aufbewahrung be-
stimmtes Datenblatt erzeugt. Dieses enthält Anga-
ben über:
–	 die Grundpersonalien der Betroffenen (Familien-

name, Geburtsname, Vornamen, Tag und Ort der 
Geburt, Staatsangehörigkeiten),

–	 das Aktenzeichen, die Bezeichnung der verfah-
rensführenden Behörde,

–	 den Grund für die Beendigung des Verfahrens,
–	 das Datum der Aussonderung,
–	 das Datum der Aushändigung der Urkunde, das 

Fortbestehen der ausländischen Staatsangehö-
rigkeit(en), das Datum der Entlassung aus der 
ausländischen Staatsangehörigkeit

8.6	 Alle Akten, deren Aufbewahrungsfrist innerhalb eines Ka-
lenderjahres abgelaufen ist, sind mit Ablauf des jeweiligen 
Jahres auszusondern und nach den Vorgaben des Hessi-
schen Archivgesetzes dem Hessischen Landesarchiv in 
Absprache mit diesem zur Archivierung anzubieten.

8.7	 Einbürgerungsakten, bei denen nach den bisherigen 
Vorgaben (vgl. Nr. 8.5 der VVEbgVerf vom 22. März 2011 
(StAnz. S. 607)) die Papierform die führende Aktenform 
war, können abweichend von Nr. 5.3 und Nr. 6.1 in dieser 
Form bis zum Verfahrensabschluss fortgeführt werden. In 
Papierform geführte Akten sind dauerhaft aufzubewahren; 
dazu ist es ausreichend, wenn der entscheidungserheb-
liche Teil durch Mikrofilm in automatisierter oder in digi-
talisierter Form aufbewahrt wird.

B.	 Andere staatsangehörigkeitsrechtliche Verfahren
9.	 Für das Verfahren auf Verzicht (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung 

mit § 26 StAG) und die Erklärungen nach § 5 StAG gelten die 
Nr. 6.1 und 6.2 sowie Nr. 8.6 und 8.7 entsprechend. Im Zusam-
menhang mit der Antragstellung soll eine Unterrichtung über 
die Einholung und Verarbeitung personenbezogener Daten 
nach dem Muster der Anlage 12 erfolgen.

10.	Für Verfahren auf Erhalt einer Genehmigung zur Beibehaltung 
der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 25 Abs. 2 StAG  a. F., 
Verfahren nach § 29 StAG  a. F., sowie für Verfahren zum Ver-
lust der deutschen Staatsangehörigkeit durch Entlassung (§ 17 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit §§ 18 bis 24 StAG  a. F.) gilt Nr. 8.5 
mit der Maßgabe entsprechend, dass in dem zur dauerhaften 
Aufbewahrung bestimmten Datenblatt abweichend von Nr. 8.5.2 
Satz 2 in Verfahren zur Beibehaltung der deutschen Staatsan-
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gehörigkeit und zur Entlassung aus der deutschen Staatsan-
gehörigkeit statt des Datums des Fortbestehens der ausländi-
schen Staatsangehörigkeit(en) und des Datums der Entlassung 
aus einer ausländischen Staatsangehörigkeit das Datum der An-
nahme der ausländischen Staatsangehörigkeit gespeichert wird.

C.	 Inkrafttreten, Anlagen
11.	Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 27. Juni 2024 in Kraft; gleich
zeitig tritt mein Erlass vom 21. Juni 2023 (StAnz. S. 894) außer 
Kraft und wird aufgehoben.

HESSISCHES MINISTERIUM  
FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR, WOHNEN UND LÄNDLICHEN RAUM

Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittel-
standsförderung (GuM – Gründungs- und Mittelstandsför-
derungsrichtlinie);
Änderung

Bezug: Richtlinie vom 1. Januar 2024 (StAnz. S. 13)

Teil I der Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittel-
standsförderung (GuM – Gründungs- und Mittelstandsförderungs-
richtlinie) vom 1. Januar 2024 wird wie folgt geändert:
1.	 In Nr. 2.2.5 Abs. 2 Satz 2 und Nr. 3.6 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 

werden die Wörter „Verordnung (EU) Nr. 1407/2013“ durch die 
Wörter „Verordnung (EU) Nr. 2023/2831“ ersetzt.

2.	 Nr. 2.6 wird wie folgt geändert:
a.	 In Abs. 1 Buchst. b Satz 3 werden die Wörter „VO (EU) 

1407/2013“ durch die Wörter „VO (EU) Nr. 2023/2831“ er-
setzt.

b.	 In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 
über die Anwendung der Art. 107 und 108 AEUV auf De-
minimis-Beihilfen (ABL. EU L 352 S. 1)“ durch die Wör-
ter „Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 
13. Dezember 2023 über die Anwendung der Art. 107 und 
108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen (ABL. EU L 2023/2831, 
15. Dezember 2023)“ ersetzt.

3.	 In Nr. 4.6 Abs. 2 Satz 1 und Nr. 6.6 Satz 1 werden die Wörter 
„Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. De-
zember 2013 über die Anwendung der Art. 107 und 108 AEUV  
auf De-minimis-Beihilfen (ABL. EU L 352 S. 1)“ durch die Wör-
ter „Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 
13. Dezember 2023 über die Anwendung der Art. 107 und 
108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen (ABL. EU L 2023/2831, 
15. Dezember 2023)“ ersetzt.
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Teil II der Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittel-
standsförderung (GuM – Gründungs- und Mittelstandsförderungs-
richtlinie) vom 1. Januar 2024 (StAnz. S. 13) wird wie folgt geändert:
1.	 In Nr. 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Verordnung (EU) 

Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013“ durch 
die Wörter „Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission 
vom 13. Dezember 2023“ ersetzt.

2.	 In Nr. 11 Buchst. f wird wie folgt gefasst:
„Es wird darauf hingewiesen, dass Informationen über jede Ein-
zelbeihilfe von über 100.000 EUR binnen sechs Monaten nach 
dem Tag der Gewährung der Beihilfe in der Beihilfentransparenz-
datenbank der Europäischen Kommission veröffentlicht werden.“

3.	 In Nr. 12 Abs. 2 Satz 1 werden ersetzt:
a.	 das Wort „Steuerjahren“ durch das Wort „Jahren“;
b.	 die Angabe „200.000“ durch die Angabe „300.000“.

Teil III der Richtlinie des Landes Hessen zur Gründungs- und Mittel-
standsförderung (GuM – Gründungs- und Mittelstandsförderungs-
richtlinie) vom 1. Januar 2024 (StAnz. S. 13) wird wie folgt geändert:
1.	 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

a.	 In Satz 1 und Satz 3 wird jeweils die Angabe „2024“ durch 
die Angabe „2031“ ersetzt.

b.	 In Satz 1 wird das letzte Wort „ist“ gestrichen.
c.	 Satz 2 wird aufgehoben.
d.	 Satz 3 wird zu Satz 2.

Diese Änderungen treten am Tag nach der Veröffentlichung im 
Staatsanzeiger des Landes Hessen in Kraft.

Wiesbaden, den 10. Juni 2024
Hessisches Ministerium  
für Wirtschaft, Energie, Verkehr,  
Wohnen und ländlichen Raum
IV-082-e-11-04-07 (2024)
– Gült.-Verz. 50 –

StAnz. 26/2024 S. 586

12.	Anlagen
Die Anlagen zu dieser Verwaltungsvorschrift werden aus-
schließlich im Internetauftritt der Hessischen Landesregierung 
www.innen.hessen.de veröffentlicht.

Wiesbaden, den 10. Juni 2024
Hessisches Ministerium des Innern,  
für Sicherheit und Heimatschutz
II 1 - 01c03-01-24/001
– Gült.-Verz. 301 –

StAnz. 26/2024 S. 582
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HESSISCHES MINISTERIUM DER FINANZEN

Ermächtigung zur Unterzeichnung von Schuldurkunden 
und von Staatsbürgschaften
Die am 19. April 2018 an Herrn Reinhold Weiß erteilte und am 
2. Mai 2018 im Staatsanzeiger veröffentlichte Ermächtigung zur 
Unterzeichnung von Schuldurkunden des Landes Hessen und Ur-
kunden über Gewährleistungen des Landes wird mit Wirkung zum 
1. Mai 2024 zurückgenommen.

Wiesbaden, den 29. Mai 2024
Hessisches Ministerium der Finanzen 
H 1201 A – 1701 / SH 14 - III 54

StAnz. 26/2024 S. 586
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HESSISCHES MINISTERIUM  
FÜR DIGITALISIERUNG UND INNOVATION

Richtlinie zur Förderung des Ausbaus der Mobilfunkver-
sorgung im Land Hessen;
Änderung
Bezug:	 Richtlinie zur Förderung des Ausbaus der Mobilfunkver-

sorgung im Land Hessen vom 17. November 2020 (StAnz. 
S. 1238)

Die Richtlinie zur Förderung des Ausbaus der Mobilfunkversorgung 
im Land Hessen vom 17. November 2020 wird wie folgt geändert:
A.	 Teil I wird wie folgt geändert:

1.	 Nummer 1. Satz 8 wird wie folgt geändert:
a)	 Das Wort „werden“ wird ersetzt durch das Wort „wird“.
b)	 Die Wörter „und ein Komplementärfinanzierungsdarle-

hen“ werden gestrichen.
2.	 Nummer 2. Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Das Komma nach dem Wort „BOS-Standorten“ wird 
durch das Wort „und“ ersetzt.

b)	 Die Wörter „und des Komplementärfinanzierungskredits“ 
werden gestrichen.

3.	 Nummer 5.1. wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 

„5.1. Ministerium für Digitalisierung und Innovation“
b)	 Die Wörter „die Staatskanzlei, Ministerin für Digitale 

Strategie und Entwicklung“ werden durch „das Ministe-
rium für Digitalisierung und Innovation“ ersetzt.

c)	 Die Angabe „www.staatskanzlei.hessen.de“ wird durch 
die Angabe „https://digitales.hessen.de/“ ersetzt.

B.	 Teil II wird wie folgt geändert:
1.	 Nummer 5.1. wird wie folgt neu gefasst:

„Die Zuwendung gemäß Nr. 4.1. wird als Projektförderung 
im Wege der Vollfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zu-
schuss in Höhe der zuwendungsfähigen Ausgaben (Aus-
gabenbasis) gewährt.
Die Zuwendung gemäß Nr. 4.2. wird als Projektförderung 
im Wege der Anteilfinanzierung als nicht rückzahlbarer Zu-
schuss auf Basis der zuwendungsfähigen Ausgaben (Aus-
gabenbasis) gewährt.“

2.	 Nummer 5.4. wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird aufgehoben.
b)	 Der neue Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Im Fall von Nr. 4.1. beträgt der Förderhöchstbetrag je 
Stadt bzw. Gemeinde insgesamt 500.000 Euro.“

3.	 Nummer 5.5. wird aufgehoben.
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4.	 Die Nummern 5.6. bis 5.10. werden die Nummern 5.5. bis 5.9.
5.	 Die neue Nummer Nr. 5.8. wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:
„In diesen Fällen wird bei einer Förderung nach Nr. 4.1. 
entgegen den Regelungen der Nr. 5.1. Abs. 1 eine An-
teilsfinanzierung gewährt.“

b)	 Im neuen Satz 3 wird das Wort „diesen“ gestrichen und 
nach dem Wort „Fällen“ werden die Wörter „einer För-
derung nach Nr. 4.2.“ eingefügt.

c)	 Im neuen Satz 3 wird nach dem Wort „und“ die Angabe 
„Nr. 5.7.“ durch die Angabe „Nr. 5.6.“ ersetzt.

d)	 Im neuen Satz 5 werden nach dem Wort „Fall“ die Wör-
ter „bei einer Förderung gem. Nr. 4.2.“ eingefügt.

6.	 Nummer 6.9. wird wie folgt geändert:
a)	 Das Komma in Satz 2 wird durch das Wort „und“ ersetzt.
b)	 In Satz 2 werden die Wörter „und das Komplementär-

finanzierungsdarlehen (inkl. Zinszuschuss des Landes) 
nach Nr. 5.5.“ gestrichen.

c)	 Satz 4 wird aufgehoben.
7.	 Nummer 6.18. Satz 3 wird aufgehoben.
8.	 In Nummer 6.23. wird die Angabe „§ 91 LHO“ durch die An-

gabe „§ 84 LHO“ ersetzt.
9.	 In Nummer 6.24. Satz 7 werden das Wort „entsprechenden“ 

und die Wörter „an der bewilligten Zuwendung“ gestrichen.
C.	 Teil III wird wie folgt geändert:

1.	 In den Überschriften der Unterkapitel werden die Buchsta-
ben A bis C zu den Nummern 1. bis 3.

2.	 In der neuen Nummer 1. werden die Nummern 1. bis 20. zu 
den Nummern 1.1. bis 1.20.

3.	 In der neuen Nummer 1.5. Satz 1 werden die Wörter „Die 
Hessische Staatskanzlei“ durch die Wörter „Das Hessische 
Ministerium für Digitalisierung und Innovation“ ersetzt.

4.	 In der neuen Nummer 1.16. Satz 1 werden die Wörter „von 
der Hessischen Staatskanzlei“ durch die Wörter „vom Hes-
sischen Ministerium für Digitalisierung und Innovation“ er-
setzt.

Wiesbaden, den 11. Juni 2024
Hessisches Ministerium  
für Digitalisierung und Innovation
D4-DIM06/0002
– Gült.-Verz. 50 –

StAnz. 26/2024 S. 587

HESSISCHES MINISTERIUM  
FÜR LANDWIRTSCHAFT UND UMWELT, WEINBAU, FORSTEN, JAGD UND HEIMAT

Richtlinie zur Förderung von Wissensaustausch und Infor-
mationsmaßnahmen im Agrarsektor
Inhaltsverzeichnis
1.	 Förderziel, Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen

1.1	 Förderziel und Zuwendungszweck
1.2	 Rechtsgrundlagen

2.	 Gegenstand der Förderung
2.1	 Maßnahmen der beruflichen Bildung und/oder des Er-

werbs von Qualifikationen
2.1.1	 Durchführung der Bildungsmaßnahme
2.1.2	 Inhaltlicher Schwerpunkt der Bildungsmaßnahme	
2.1.3	 Dauer der Bildungsmaßnahme

2.2	 Teilnahme an Lehrgängen der überbetrieblichen Berufs-
ausbildung
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3.	 Zuwendungsempfänger und Begünstigte
3.1	 Zuwendungsempfänger (Antragstellende)
3.2	 Begünstigte

4.	 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen (Qualifikation des 
Bildungsanbieters)

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1	 Zuwendungsart, Finanzierungsart und Finanzierungsform
5.2	 Höhe der Zuwendung

5.2.1	 Höhe der Zuwendung für Bildungsmaßnahmen ge-
mäß Nr. 2.1

5.2.2	 Höhe der Zuwendung für die Teilnahme an Lehr-
gängen der überbetrieblichen Berufsausbildung 
gemäß Nr. 2.2

5.3	 Zuwendungsfähige Ausgaben	
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6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1	 Doppelförderung
6.2	 Erzeugergruppierungen und -organisationen
6.3	 Mindestteilnehmerzahl für Bildungsmaßnahmen gemäß 

Nr. 2.1
7.	 Verfahren

7.1	 Antragstellung
7.2	 Antragsfrist
7.3	 Bewilligungsverfahren
7.4	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
7.5	 Verwendungsnachweisverfahren

7.5.1	 Verwendungsnachweisverfahren für Bildungsmaß-
nahmen gemäß Nr. 2.1

7.5.2	 Verwendungsnachweisverfahren für die Teilnahme 
an Lehrgängen der überbetrieblichen Berufsausbil-
dung gemäß Nr. 2.2

8.	 Allgemein gültige Vorschriften
8.1	 Allgemeine Förderbestimmungen
8.2	 Prüfungsrechte
8.3	 Aufbewahrungsfristen

9.	 Transparenzbestimmungen
10.	EU-Beihilferechtliche Einordnung
11.	Geltungsdauer

1.	 Förderziel, Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen
1.1	 Förderziel und Zuwendungszweck
Das Land Hessen gewährt Zuwendungen zur Förderung von Maß-
nahmen der beruflichen Weiterbildung und des Erwerbs von Qua-
lifikationen im Agrarsektor.
Mit der Förderung sollen die fachlichen, unternehmerischen und 
sozialen Kompetenzen von Betriebsleiterinnen und Betriebsleitern 
sowie aller Beschäftigten im Agrarsektor hinsichtlich
–	 nachhaltiger, umwelt- und ressourcenschonender sowie stand-

ortangepasster Bewirtschaftungstechniken, Anbau- und Tier-
haltungsverfahren,

–	 der Anpassung an die Auswirkungen und der Eindämmung des 
Klimawandels,

–	 der Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstellung der mit 
der Agrarwirtschaft verbundenen Ökosysteme,

–	 der Digitalisierung in der Agrarwirtschaft sowie der digitalen 
Kommunikation u. a. über die sozialen Medien,

–	 der Verbesserung des Tierwohls und der Tiergesundheit,
–	 der Wettbewerbsfähigkeit der agrarwirtschaftlichen Betriebe,
–	 der Qualitätsproduktion und des Qualitätsmanagements,
–	 der Bioenergienutzung,
–	 der Diversifizierung hin zu anderen landwirtschaftlichen als 

auch zu nicht landwirtschaftlichen Tätigkeiten,
–	 der Umsetzung von Rechtsnormen und
–	 der Resilienz, des Konfliktmanagements sowie der Mitarbeiter-

führung
gestärkt werden.
Durch die Förderung soll sich bis zum 30. Juni 2029 die Anzahl 
der an Bildungsmaßnahmen im Agrarsektor teilnehmenden Per-
sonen um 15 Prozent auf 150 Teilnehmende erhöhen im Vergleich 
zur durchschnittlichen Teilnehmerzahl an geförderten Bildungsmaß-
nahmen im Agrarsektor der Jahre 2017 bis 2019 (130 Teilnehmende).
Aufgrund der Förderung reduziert sich die Teilnahmegebühr je 
Bildungsmaßnahme für die Teilnehmenden, sodass ein verstärkter 
Anreiz für im Agrarsektor beschäftigte Personen für die Teilnahme 
an einer Bildungsmaßnahme gesetzt wird und die Teilnahme-
gebühr finanzierbar ist.
Das übergeordnete Ziel ist es, dass die Teilnehmenden konkrete 
Impulse für ihre berufliche, nebenberufliche oder zukünftige beruf-
liche Tätigkeit mitnehmen. Dies leistet einen wesentlichen Beitrag 
zu der von der Landesregierung angestrebten Verbesserung des 
Wissensaustausches, des Erwerbs beruflicher Qualif ikationen 
sowie der Förderung des lebenslangen Lernens, insbesondere in 
der nebenerwerbsgeprägten Landwirtschaft Hessens. Ebenfalls 
trägt die Förderung dazu bei, dass ein entsprechendes Bildungs-
angebot in Hessen für die im Agrarsektor beschäftigten Personen 
angeboten werden kann. Die Maßnahmen tragen darüber hinaus 
zur Deckung des Fachkräftebedarfs im Agrarsektor sowie lang-
fristig zum Erhalt agrarwirtschaftlicher Betriebe bei.
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. 
Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflicht-
gemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.2	 Rechtsgrundlagen
Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie Zuwendungen 
auf Grundlage
–	 der Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. De-

zember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm-
ter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 
ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der 
Art. 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (ABl. EU Nr. L 327 S. 1),

–	 der §§ 23, 44 der Hessischen Landeshaushaltsordnung (LHO) 
sowie der hierzu ergangenen Verwaltungsvorschriften,

–	 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG),
–	 des Hessischen Subventionsgesetzes vom 18. Mai 1977 

(GVBl. I S. 199) und des Subventionsgesetzes (SubvG) vom 
29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2037)

in der jeweils geltenden Fassung.

2.	 Gegenstand der Förderung
2.1	 Maßnahmen der beruflichen Bildung und/oder des Er-

werbs von Qualifikationen
Gefördert werden Maßnahmen der beruflichen Bildung und/oder 
des Erwerbs von Qualifikationen, die nicht Teil einer staatlich an-
erkannten Berufsausbildung sind. Hierzu zählen insbesondere 
Lehrgänge, Ausbildungskurse, Seminare, Workshops und Ex-
kursionen, die die Anforderungen gemäß Nr. 6.3 erfüllen (Mindest-
teilnehmerzahl).

2.1.1	 Durchführung der Bildungsmaßnahmen
Die Bildungsmaßnahmen können in Präsenz, digital oder als 
Hybridveranstaltung durchgeführt werden.

2.1.2	 Inhaltlicher Schwerpunkt der Bildungsmaßnahmen
In den Bildungsmaßnahmen muss der inhaltliche Fokus auf min-
destens einem der unter Nr. 1.1 aufgeführten Ziele liegen. Dies 
muss im Antrag dargestellt werden.

2.1.3	 Dauer der Bildungsmaßnahmen
Gefördert werden nur Bildungsmaßnahmen, die mindestens eine 
Dauer von vier Unterrichtseinheiten à 45 Minuten (drei Zeit-
stunden) umfassen.

2.2	 Teilnahme an Lehrgängen der überbetrieblichen 
Berufsausbildung

Für Teilnehmende eines Lehrgangs der überbetrieblichen Berufs-
ausbildung, die
–	 nachfolgend definiertem Personenkreis angehören,
–	 nicht im Rahmen einer staatlich anerkannten Berufsausbildung 

an dem Lehrgang teilnehmen und
–	 einen Wohnsitz in Hessen haben oder in einem Kleinstunter-

nehmen, kleinen oder mittleren Unternehmen (KMU) des Ag-
rarsektors im Sinne des Anhangs I Art. 2 der Verordnung (EU) 
2022/2472 mit Betriebssitz in Hessen tätig sind,

kann der überbetrieblichen Berufsbildungsstätte eine Zuwendung 
je Teilnehmende gewährt werden.
Der Personenkreis, für den der überbetrieblichen Berufsbildungs-
stätte ein personenbezogener Zuschuss gewährt werden kann, 
umfasst die folgenden Personen:
–	 Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter,
–	 Beschäftigte (inkl. Auszubildende),
–	 mitarbeitende Familienangehörige,
–	 Lohnarbeitskräfte
aus Kleinstunternehmen, kleinen oder mittleren Unternehmen (KMU) 
des Agrarsektors im Sinne des Anhangs I Art. 2 der Verordnung (EU) 
2022/2472, die nicht mehr der Vollzeitschulpflicht unterliegen.

3.	 Zuwendungsempfänger und Begünstigte
3.1	 Zuwendungsempfänger (Antragstellende)
a)	 Zuwendungsempfänger für Maßnahmen gemäß Nr. 2.1 können 

private Organisationen oder Einrichtungen sowie Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts mit nachgewiesener Qualifikation 
für die Durchführung von Bildungsmaßnahmen im Agrarbe-
reich sein (siehe Nr. 4).

b)	 Zuwendungsempfänger für Maßnahmen gemäß Nr. 2.2 kön-
nen überbetriebliche Berufsbildungsstätten mit nachgewiese-
ner Qualifikation für die Durchführung von Bildungsmaßnah-
men im Agrarbereich sein (siehe Nr. 4), die Lehrgänge der 
überbetrieblichen Berufsausbildung für hessische Auszubil-
dende einer staatlich anerkannten agrarischen Berufsausbil-
dung durchführen. Überbetriebliche Berufsbildungsstätten des 
Landes Hessen sind als Antragsstellende ausgeschlossen.
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3.2	 Begünstigte
Begünstigte der Maßnahmen im Sinne des EU-Beihilferechts sind 
KMU des Agrarsektors gemäß Anhang I Art. 2 der Verordnung 
(EU) 2022/2472.
Nach Art. 1 Abs. 5 und 6 der Verordnung (EU) 2022/2472 dürfen 
Unternehmen nicht begünstigt werden, die
a)	 einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Be-

schlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit 
einer Zuwendung und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnen-
markt nicht nachgekommen sind oder

b)	 als „Unternehmen in Schwierigkeiten“ nach Art. 2 Nr. 59 der 
Verordnung (EU) 2022/2472 gelten.

4.	 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen (Qualifikation 
des Bildungsanbieters)

Der Bildungsanbieter muss nach Art. 21 Abs. 6 der Verordnung 
(EU) 2022/2472 über geeignete Kapazitäten zur Durchführung der 
Bildungsmaßnahme verfügen. Dies ist der Fall, wenn die Quali-
fikation des durchführenden Personals nachweisbar ist und durch 
regelmäßige Schulungen gewährleistet wird. Die Kompetenz des 
durchführenden Personals ist mit dem Förderantrag nachzu-
weisen. Anerkannt werden in der Regel Qualifikationsnachweise 
und/oder Berufsnachweise und/oder Referenzen der Lehrkräfte/
Dozenten und Dozentinnen, die für die zu vermittelnden Inhalte 
relevant sind.

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1	 Zuwendungsart, Finanzierungsart und Finanzierungs-

form
a)	 Die Förderung gemäß Nr. 2.1 erfolgt als nicht rückzahlbarer 

Zuschuss im Rahmen einer Projektförderung im Wege einer 
Anteilfinanzierung an den zuwendungsfähigen Ausgaben.

b)	 Die Förderung gemäß Nr. 2.2 erfolgt als nicht rückzahlbarer 
Zuschuss im Rahmen einer Projektförderung im Wege einer 
Festbetragsfinanzierung an den zuwendungsfähigen Ausga-
ben.

5.2	 Höhe der Zuwendung
5.2.1	 Höhe der Zuwendung für Bildungsmaßnahmen gemäß 

Nr. 2.1
a)	 Für Bildungsmaßnahmen gemäß Nr. 2.1 erfolgt eine Förderung in 

Höhe von bis zu 60 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben.
b)	 Bei Maßnahmen mit mehr als 300 Unterrichtseinheiten à 45 Mi-

nuten (225 Zeitstunden) reduziert sich der Zuschuss auf maxi-
mal 30 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben.

c)	 In den Zuwendungsbescheiden ist eine Bestimmung aufzuneh-
men, dass sich die Teilnahmegebühren in Höhe der Zuwen-
dung verringern müssen.

5.2.2	 Höhe der Zuwendung für die Teilnahme an Lehr-
gängen der überbetrieblichen Berufsausbildung  
gemäß Nr. 2.2

a)	 Die Höhe des personenbezogenen Zuschusses beträgt 
340 Euro je förderfähiger Teilnehmende und Lehrgangswoche.

b)	 In den Zuwendungsbescheiden ist eine Bestimmung aufzuneh-
men, dass sich die Teilnahmegebühren in Höhe der Zuwen-
dung verringern müssen.

5.3	 Zuwendungsfähige Ausgaben
a)	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Durchführung von 

Maßnahmen der Berufsbildung und des Erwerbs von Qualifi-
kationen gemäß Nr. 2.1.
Im Einzelnen:
–	 Ausgaben für Lehrkräfte/Dozenten und Dozentinnen
–	 Reisekosten für Lehrkräfte/Dozenten und Dozentinnen auf 

der Basis des Hessischen Reisekostengesetzes vom 9. Ok-
tober 2009 (GVBl. I S. 397) in der jeweils geltenden Fassung

–	 Lehr- und Lernmittel (insbesondere Skripte, Schreibmate-
rial, Lehrbücher, Flipchart, Medienkoffer und Versuchsma-
terialien)

–	 Miete für Schulungsräume und Raumtechnik
Nicht zuwendungsfähig sind:
–	 Ausgaben für Unterkunft und Verpflegung
–	 die Umsatzsteuer, soweit sie als Vorsteuer abzugsfähig ist
–	 kalkulatorische Kosten

b)	 Der personengebundene Zuschuss stellt einen Pauschalbe-
trag dar, der sich aus den für die Durchführung der Lehrgänge 
der überbetrieblichen Berufsausbildung anfallenden Sach- und 
Personalausgaben ergibt.

Hiervon ausgenommen sind:
–	 Ausgaben für Unterkunft und Verpflegung
–	 die Umsatzsteuer, soweit sie als Vorsteuer abzugsfähig ist
–	 kalkulatorische Kosten

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1	 Ausschluss von Doppelförderung
Eine Förderung über diese Richtlinie ist ausgeschlossen, wenn 
für dieselbe Maßnahme und denselben Fördergegenstand eine 
weitere Zuwendung aus anderen öffentlichen Mitteln für den ge-
nannten Zuwendungszweck erfolgt.

6.2	 Erzeugergruppierungen und -organisationen
Werden Erzeugergruppierungen und -organisationen als Bildungs-
anbieter tätig, so darf die Mitgliedschaft in solchen Gruppierungen 
oder Organisationen keine Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme des Bildungsangebots sein.
Die Beiträge von Nichtmitgliedern zu den Verwaltungskosten der 
betreffenden Erzeugergruppierung oder -organisation sind auf 
diejenigen Kosten begrenzt, die für die Erbringung des Bildungs-
angebots anfallen.

6.3	 Mindestteilnehmerzahl für Bildungsmaßnahmen gemäß 
Nr. 2.1

a)	 Bildungsmaßnahmen gemäß Nr. 2.1 sind nur dann förderfähig, 
wenn mindestens zehn hessische Teilnehmende des folgen-
den Personenkreises an der Bildungsmaßnahme teilnehmen:
–	 Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter,
–	 Beschäftigte (inkl. Auszubildende),
–	 mitarbeitende Familienangehörige,
–	 Lohnarbeitskräfte
aus Kleinstunternehmen, kleinen oder mittleren Unternehmen 
(KMU) des Agrarsektors im Sinne des Anhangs I Art. 2 der Ver-
ordnung (EU) 2022/2472, die nicht mehr der Vollzeitschulpflicht 
unterliegen und für ein KMU des Agrarsektors tätig sind, das 
nicht nach Nr. 3.2 von einer Begünstigung ausgeschlossen ist.
Als hessische Teilnehmende sind Teilnehmende zu verstehen, 
die einen Wohnsitz in Hessen haben oder in einem KMU des 
Agrarsektors mit Betriebssitz in Hessen tätig sind.

b)	 Falls zum Zeitpunkt der Antragstellung für Bildungsmaßnah-
men gemäß Nr. 2.1 der Nachweis noch nicht möglich ist, dass 
die Zuwendungsvoraussetzungen hinsichtlich der erforder-
lichen Mindestteilnehmerzahl erfüllt sind, ist in dem Zuwen-
dungsbescheid eine aufschiebende Bedingung aufzunehmen, 
dass dieser erst dann wirksam wird, wenn alle Zuwendungs-
voraussetzungen erfüllt sind. Der Bewilligungsstelle ist in die-
sem Fall unaufgefordert und spätestens bis zum Beginn der 
Durchführung der Bildungsmaßnahme vom Antragstellenden 
der Nachweis vorzulegen, dass die Zuwendungsvoraussetzun-
gen nach Nr. 2.1 erfüllt sind (Teilnehmerliste).

c)	 Die Zuwendungsvoraussetzung nach Nr. 6.3 a) muss während 
der gesamten Dauer der Veranstaltung grundsätzlich eingehal-
ten werden. Dies ist als Auflage im Zuwendungsbescheid auf-
zunehmen.
Eine Reduzierung der Zahl der hessischen Teilnehmenden 
nach Buchst. a während der Durchführung des Lehrganges 
aus triftigen Gründen, die nicht der Antragsteller zu vertreten 
hat, zum Beispiel Krankheit des Teilnehmenden, führt nicht zu 
einem Verlust der vorgenannten Zuwendungsvoraussetzung.

7.	 Verfahren
7.1	 Antragstellung
Der Antrag ist durch die Antragstellenden vorab im Wege einer 
Onlineantragstellung, schriftlich oder in Textform und vollständig 
bei der Bewilligungsstelle (Nr. 7.3) einzureichen. Der Zuwendungs-
antrag im Sinne des Art. 6 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2022/2472 
enthält mindestens die folgenden Angaben:
a)	 Name und Größe des Unternehmens der Antragstellenden 

und der Unternehmen des Agrarsektors, bei denen die Teil-
nehmenden tätig sind;

b)	 Teilnehmerliste, aus der der Wohnsitz und die Arbeitsstätte 
hervorgehen;

c)	 Beschreibung der Bildungsmaßnahme (inklusive des Lehr-
gangsprogramms mit Angaben zu thematischen Inhalten, der 
Dauer der Bildungsmaßnahme (Anzahl der Lehrgangstage, 
der Unterrichtseinheiten und der Zeitstunden) sowie den Lehr-
kräften/Dozenten und Dozentinnen) einschließlich der Bezug-
nahme auf mindestens eines der in Nr. 1.1 aufgeführten Ziele 
(sofern gefordert);
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d)	 Beginn und Abschluss der Bildungsmaßnahme;
e)	 Standort des Vorhabens oder der Tätigkeit;
f)	 eine Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben (inklusive An-

gaben zur Höhe der daraus resultierenden Teilnahmegebühr);
g)	 Art der Zuwendung (Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlba-

rer Vorschuss oder Sonstiges) und Höhe der für das Vorhaben 
bzw. die Tätigkeit benötigten öffentlichen Finanzierung;

h)	 eine Erklärung, dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen 
wurde;

i)	 eine Erklärung, ob der Antragstellende für die Maßnahme vor-
steuerabzugsberechtigt ist;

j)	 eine Erklärung, dass es sich bei den angemeldeten Teilneh-
menden um Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter, Beschäf-
tigte (inklusive Auszubildende), mitarbeitende Familienange-
hörige oder Lohnarbeitskräfte eines KMU handelt, das nicht 
nach Nr. 3.2 von der Begünstigung ausgeschlossen ist.

Für jede Bildungsmaßnahme ist ein separater Antrag zu stellen.

7.2	 Antragsfrist
a)	 Für Bildungsmaßnahmen gemäß Nr. 2.1 ist der Antrag spätes-

tens acht Wochen vor dem geplanten Maßnahmenbeginn zu 
stellen.

b)	 Für Lehrgänge der überbetrieblichen Berufsausbildung gemäß 
Nr. 2.2 ist der Antrag spätestens vier Wochen vor dem geplan-
ten Maßnahmenbeginn zu stellen.

c)	 Der Antrag ist bis zum 1. November zu stellen für Bildungs-
maßnahmen gemäß Nr. 2.1 und Nr. 2.2, deren Beginn im ers-
ten Quartal des darauffolgenden Kalenderjahres geplant ist. 
Für Lehrgänge der überbetrieblichen Berufsausbildung gemäß 
Nr. 2.2 kann in begründeten Fällen von der Bewilligungsstelle 
eine Fristverlängerung bis zum 1. Dezember gewährt werden 
(insbesondere im Fall der Teilnahme von externen Personen 
bei kurzfristig freiwerdenden Kapazitäten).

Maßgeblich ist das Eingangsdatum bei der Bewilligungsstelle.

7.3	 Bewilligungsverfahren
Der Zuwendungsantrag ist zu richten an den
Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen 
Kölnische Straße 48–50 
34117 Kassel
als Bewilligungsstelle.

7.4	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
Die Zuwendungen werden dem Anbieter des Wissensaustausches 
und der Informationsmaßnahmen gemäß Nr. 3.1 (Zuwendungs-
empfänger) gezahlt. Die Auszahlung er folgt abweichend von 
Nr. 1.4 ANBest-P erst nach abschließender Prüfung des Ver-
wendungsnachweises (Erstattungsprinzip) gemäß VV Nr. 7.4 zu 
§ 44 LHO. Die Zuwendungen umfassen keine Direktzahlungen an 
die Begünstigten.

7.5	 Verwendungsnachweisverfahren
Der Verwendungsnachweis der Zuwendung richtet sich nach den 
Regelungen der Nr. 6 ANBest-P (Regelverfahren), sofern in den 
nachfolgenden Bestimmungen keine Abweichungen vorgesehen 
sind. Er besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
Nachweis.
Abweichend von Nr. 6.1 ANBest-P ist der Verwendungsnachweis 
drei Monate nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens 
jedoch mit Ablauf des dritten auf den Bewilligungszeitraum folgen-
den Monats der Bewilligungsstelle vorzulegen. Neben der posta-
lischen Übersendung der unterschriebenen Unterlagen ist alter-
nativ auch eine elektronische Übersendung der eingescannten 
Unterlagen möglich.

7.5.1	 Verwendungsnachweisverfahren für Bildungsmaß-
nahmen gemäß Nr. 2.1

Der Verwendungsnachweis ist auf dem vorgegebenen Vordruck 
zu erbringen.
In dem Sachbericht ist unter anderem darzustellen:
–	 die Reduktion der Teilnahmegebühr,
–	 das Lehrgangsprogramm inklusive Angaben zu

–	 den behandelten Themen,
–	 der Lehrgangsdauer (Lehrgangstage und Unterrichtsein-

heiten/Zeitstundenzahl am jeweiligen Tag) und
–	 Lehrkräften/Dozenten und Dozentinnen.

Zudem ist dem Sachbericht die Teilnehmerliste beizufügen. Über 
die vorzulegende Teilnehmerliste muss überprüfbar sein, ob die 
Anforderungen hinsichtlich des Teilnehmerkreises und der er-
forderlichen Mindestteilnehmerzahl gemäß Nr. 6.3 erfüllt wurden.

7.5.2	 Verwendungsnachweisverfahren für die Teilnahme an 
Lehrgängen der überbetrieblichen Berufsausbildung 
gemäß Nr. 2.2

Abweichend von Nr. 6 ANBest-P genügt als Verwendungsnach-
weis die Vorlage einer von den begünstigten Personen unter-
schriebenen Teilnehmerliste je Lehrgang, aus der der Durch-
führungstermin, der Name, die Anschrift und die Originalunter-
schrif ten der einzelnen begünstigten Personen zu entnehmen 
sind.
Zudem hat der Zuwendungsempfänger mit der Vorlage des Ver-
wendungsnachweises zu bestätigen, dass den begünstigten Per-
sonen nur eine reduzierte Teilnahmegebühr berechnet wurde.

8.	 Allgemein gültige Vorschriften
8.1	 Allgemeine Förderbestimmungen
a)	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwen-

dung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwen-
dung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten § 44 LHO und die hierzu erlassenen Ver-
waltungsvorschriften, soweit nicht in diesen Förderrichtlinien 
Abweichungen hiervon zugelassen worden sind, und die §§ 48 
bis 49a HVwVfG.

b)	 Die Rücknahme und der Widerruf (auch teilweise) von Zuwen-
dungsbescheiden sind nach § 4 Abs. 4 des Hessischen Ver-
waltungskostengesetzes (HVwKostG) kostenpflichtig, sofern 
diese auf Gründen beruhen, die die Zuwendungsempfängerin 
oder der Zuwendungsempfänger zu vertreten hat.

c)	 Die Angaben zum Antrag sind subventionserheblich im Sinne 
des § 264 des Strafgesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit § 2 
SubvG und des Hessischen Subventionsgesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung. Subventionserhebliche Tatsachen, die sich 
im Laufe der Abwicklung des Vorhabens ändern, sind der Be-
willigungsbehörde mitzuteilen. Bei hinreichendem Verdacht auf 
vorsätzlich falsch gemachte Angaben ist die Bewilligungsbe-
hörde verpflichtet, Strafanzeige bei der zuständigen Staatsan-
waltschaft zu erstatten. Der Hinweis auf die Subventionserheb-
lichkeit ist in dem Zuwendungsbescheid aufzunehmen.

8.2	 Prüfungsrechte
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger hat 
in jede von der Bewilligungsbehörde, einer von ihr beauftragten 
Stelle oder sonstigen Prüfinstanzen, auch solchen der EU, für er-
forderlich gehaltene Überwachung und Überprüfung einzuwilligen 
sowie Evaluierungen zu unterstützen, damit die bestimmungs-
gemäße und wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung der Zu-
wendungen – auch bei den Begünstigten – geprüft werden kann. 
Das Prüfungsrecht gilt auch für den Hessischen Rechnungshof, 
der im Rahmen von örtlichen Erhebungen Einsichtnahme in die 
Bücher, Belege und Unterlagen der Zuwendungsempfängerin oder 
des Zuwendungsempfängers nehmen kann. Die Prüfung durch 
den Hessischen Rechnungshof kann sich auch auf die sonstige 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Zuwendungsempfängerin 
oder des Zuwendungsempfängers erstrecken, soweit es der 
Rechnungshof für notwendig hält (§ 84 Abs. 1 und 2 LHO).
Diese Bestimmung ist als Auflage in den Zuwendungsbescheid 
aufzunehmen.

8.3	 Aufbewahrungsfristen
Abweichend von Nr. 6.8 der Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) sind die zu-
wendungsrelevanten Unterlagen bei der Zuwendungsempfängerin 
oder dem Zuwendungsempfänger zehn Jahre und bei der Be-
willigungsstelle zehn Jahre ab der letzten Bewilligung nach die-
ser Richtlinie aufzubewahren.

9.	 Transparenzbestimmungen
Die Transparenzverpf lichtungen nach Ar t. 9 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EU) 2022/2472 der Kommission werden eingehalten. 
Diese sehen vor, dass folgende Informationen auf nationaler oder 
regionaler Ebene veröffentlicht werden:
1.	 eine Kurzbeschreibung oder ein Weblink, der Zugang zum ge-

planten Vorhaben bietet,
2.	 der vollständige Wortlaut jeder Beihilfemaßnahme, einschließ-

lich Änderungen, oder ein Weblink, der Zugang dazu bietet,
3.	 die Informationen gemäß Anhang III der oben genannten Ver-

ordnung für jede Einzelbeihilfe über 10.000 Euro bei Begüns-
tigten, die in der landwirtschaftlichen Primärproduktion tätig 
sind, und über 100.000 Euro bei Begünstigten, die in der Ver-
arbeitung oder der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug-
nisse oder in der Forstwirtschaft tätig sind oder Tätigkeiten 
ausüben, die nicht unter Art. 42 AEUV fallen.
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10.	EU-Beihilferechtliche Einordnung
Die Fördermaßnahme ist nach Ar t. 21 der Verordnung (EU) 
2022/2472 mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde-
pflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV freigestellt.

11.	Geltungsdauer
Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2024 in Kraft und mit 
Wirkung zum 31. Dezember 2031 außer Kraft. Für die Abwicklung 
von auf ihrer Grundlage gewährten Zuwendungen bleibt die Richt-
linie jedoch auch nach ihrem Außerkrafttreten weiterhin anwend-
bar.

Wiesbaden, den 14. Mai 2024
Hessisches Ministerium für  
Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau,  
Forsten, Jagd und Heimat
VII 4 - 80 a 16.05 - 9581
– Gült.-Verz. 80 –

StAnz. 26/2024 S. 587

DIE REGIERUNGSPRÄSIDIEN

Vorhaben der EdgeConneX Dietzenbach GmbH, Johann-
straße 39, 40476 Düsseldorf;
Bekanntmachung über die Erteilung einer Genehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Nach § 10 Abs. 8 BImSchG und § 21a der Verordnung über das Ge-
nehmigungsverfahren (9. BImSchV) wird folgende Genehmigung 
vom 23. Mai 2024 hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der verfügende Teil des hierzu erlassenen Genehmigungsbescheides 
lautet:

„G e n e h m i g u n g s b e s c h e i d

I. 
Tenor

I.1
Auf Antrag vom 25. Mai 2023 wird der EdgeConneX Dietzenbach 
GmbH, vertreten durch den Geschäftsführers Dick Theunissen, 
Johannstraße 39, 40476 Düsseldorf, nach § 4 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) die Genehmigung erteilt, auf dem 
Grundstück in: 63128 Dietzenbach, Waldstraße 43–45, Grund-
buch Gemarkung: Dietzenbach, Flur: 19, Flurstück: 3/28, Ge-
bäude: Data Center EDC FRA01, Rechts- und Hochwert 32 486 
150 / 5 554 200, eine Notstromdieselmotoranlage (NDMA) zur Sicher-
stellung der Elektrizitätsversorgung bei Ausfall der öffentlichen Strom-
versorgung für das Rechenzentrum (RZ) Data Center EDCFRA01 in 
Waldstraße 43–45, 63128 Dietzenbach zu errichten und zu betreiben.
Diese Genehmigung ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt IV. 
dieses Bescheides aufgeführten Pläne, Zeichnungen und Be-
schreibungen und unter den in Abschnitt V. festgesetzten Neben-
bestimmungen.
Die Genehmigung berechtigt zur Errichtung und zum Betrieb von 
42 NDMA mit einer maximalen Gesamtfeuerungswärmeleistung 
(FWLges) von insgesamt 246,8 MW und einer maximalen Betriebs-
stundenzahl von 240 Stunden pro Jahr für den Notstrombetrieb.
Genehmigt sind ausschließlich die Betriebsarten und -zeiten der 
NDMA unter den Vorgaben in den Nebenbestimmungen.
Die Anlage besteht im Einzelnen aus
–	 42 NDMA der Motortypvariante MTU 20V4000G94F (Feue-

rungswärmeleistung (FWL) je 6,70 MW bei 100 % Last) und
–	 42 Schornsteine der NDMA (in sechs Bündeln mit sieben Ab-

gasrohren über Dach),
–	 zwei Abfüllflächen für Diesel,
–	 42 Oberirdische Dieseltanks zur Kraftstoffbevorratung à 35 m,
–	 weitere Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

a)	 42 Generatoren mit Tagestanks Diesel à 1 m3 und Kraft-
stofffilteranlagen,

b)	 42 Kühlkreisläufe mit Rückkühler (Wasser/Glykol-Gemisch), 
Volumen je 4,1 m3.

449 DARMSTADT

Folgende Betriebsweisen sind genehmigt:
–	 Betriebsweise

a)	 Lastfall A 36 Data Hall Generatoren mit 100 % Last + 6 Data 
Hall Generatoren mit 10 % Last,

b)	 Lastfall B 36 Data Hall Generatoren mit 100 % Last.“

Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen und ist 
mit der nachfolgenden Rechtsbehelfsbelehrung versehen:

„VII. 
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden beim: Verwaltungsgericht 
Darmstadt, Julius-Reiber-Straße 37, 64293 Darmstadt.“

Eine Ausfer t igung dieses Genehmigungsbescheides l iegt 
vom Tage nach der Bekanntmachung an zwei Wochen vom 
25. Juni 2024 bis 8. Juli 2024 bei folgenden Stellen aus
–	 beim Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt 

Darmstadt, Wilhelminenstraße 1–3, 64283 Darmstadt, Raum 
2059, während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag 
8:00 bis 16:30 Uhr, Freitag 8:00 bis 15:00 Uhr),

–	 beim Magistrat der Kreisstadt Dietzenbach, Europaplatz 1, 
63128 Dietzenbach, im Wartebereich Bürgerservice (Eingang 
über den Parkplatz an der Offenbacher Straße 11; bitte bei einer 
Servicekraft am Empfang melden), während der Dienststunden 
(Montag 9:00 bis 13:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr, Diens-
tag 9:00 bis 13:00 Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr, Donnerstag 
9:00 bis 13:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr (9:00 bis 12:00 Uhr  
offenes Rathaus), Freitag 9:00 bis 13:00 Uhr)

–	 beim Magistrat der Stadt Heusenstamm, Im Herrngarten 1, 
63150 Heusenstamm, im Flur vor Raum 145, während der 
Dienststunden (Montag und Freitag 8:00 bis 12:30 Uhr, Diens-
tag und Donnerstag 8:00 bis 12:30 Uhr und 14:00 bis 17:00 Uhr)

–	 beim Magistrat der Stadt Rodgau, Hintergasse 15, 63110 Rod-
gau, Fachbereich Flächenmanagement, Umwelt und Geo-
datenservice, Raum 1.3 (1. Obergeschoss), während der 
Dienststunden (Montag 8:00 bis 16:00 Uhr, Dienstag 8:00 bis 
17:00 Uhr, Mittwoch 8:00 bis 13:00 Uhr, Donnerstag 8:00 bis 
17:00 Uhr)

–	 beim Magistrat der Stadt Rödermark, Dieburger Straße 13–17,  
63322 Rödermark/Ober-Roden, Zimmer 103, während der 
Dienststunden (Montag, Dienstag und Donnerstag 8:00 bis 
12:00 Uhr und 14:00 bis 16:00 Uhr, Mittwoch 8:00 bis 12:00 
Uhr und 14:00 bis 18:00 Uhr, Freitag 7:00 bis 12:00 Uhr)

aus und kann dort während der Dienststunden eingesehen wer-
den. Beim Regierungspräsidium Darmstadt ist eine vorherige 
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 06151 123752 
erforderlich.
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Rhein Petroleum GmbH, Erweiterung des Bohrplatzes 
Schwarzbach und Niederbringung der Bohrungen SCHB 2 
und SCHB 3 zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen mit 
jeweils mehr als 1000 m Teufe im Bewilligungsfeld Schwarz-
bach, Änderung Aufsuchungsbohrungen SCHB 2;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Die Rhein Petroleum GmbH, Heidelberg, hat den Bohrplatz in der 
Stadt Riedstadt, Gemarkung Goddelau, Flur 12, Flurstück 38/4 
und 39/1 um ca. 1 ha erweitert und die Bohrung zur Aufsuchung 
von Kohlenwasserstoffen SCHB 2 niedergebracht. Nunmehr soll 
die Bohrung SCHB 2 geändert werden.
Die Änderung umfasst die Bohrung eines Sidetracks mit Durchörterung 
der vorhandenen Verrohrung mit vorherigem Einbau eines reversiblen 
Ablenkkeils in mehr als 1600 m Tiefe unter Geländeoberkante.
An der geplanten und zugelassenen Niederbringung einer wei-
teren Bohrung zur Aufsuchung (SCHB 3) und einer Bohrung zur 
Gewinnung von Kohlenwasserstoffen (Bohrung SCHB 4) mit je-
weils mehr als 1000 m Teufe von dem erweiterten Bohrplatz än-
dert sich nichts.
Die Bohrpfade unterqueren die Stadt Riedstadt, Gemarkung God-
delau, Flur 12 und Gemarkung Erfelden, Flur 24 sowie die Ge-
meinde Stockstadt am Rhein, Flur 4.
Für die Änderung der Bohrung SCHB 2 war nach § 7 Abs. 2 in Ver-
bindung mit § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Gesetz vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, zu prüfen, ob mögliche 
Umweltauswirkungen der Vorhaben die Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung notwendig machen, da es sich bei der o. a. 
Bohrung um eine Bohrung zur Aufsuchung handelt, für die nach 
§ 1 Nr. 10 lit. b der Verordnung über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bergbaulicher Vorhaben vom 13. Juli 1990 (BGBl. I S. 1420), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. November 2019 (BGBl. I 
S. 1581), eine standortbezogene Vorprüfung durchzuführen ist.
Die standortbezogene Vorprüfung in der ersten Stufe des Regierungs-
präsidiums Darmstadt hat ergeben, dass keine besonderen örtlichen 
Gegebenheiten vorliegen. Es besteht somit keine UVP-Pflicht und 
die Durchführung einer UVP ist nicht erforderlich.
Für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht sind folgende Gründe 
unter Berücksichtigung der Merkmale des Vorhabens oder des 
Standorts oder der Vorkehrungen und unter Hinweis auf die ein-
schlägigen Kriterien des Anlage 3 UVPG maßgebend:
Schutzgebiete sind ausreichend weit vom Bohrplatz entfernt und wer-
den nicht durch die Bohrungen beeinträchtigt (Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG).
Diese Bekanntmachung ist vom 24. Juni 2024 bis 24. Juli 2024 
auch auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Darmstadt 
https://rp-darmstadt.hessen.de unter Menü / Veröffentlichungen und 
Digitales / Öffentliche Bekanntmachungen / Bekanntmachungen 
Umweltrecht veröffentlicht.
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.

Wiesbaden, den 7. Mai 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
Abteilung IV/WI Umwelt Wiesbaden
RPDA - Dez. IV/Wi 44-76 d 02/6-2019/10
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Hinweise:
Bis zum Ablauf der Klagefrist können der Bescheid und seine Be-
gründung von den Personen, die Einwendungen gegen das Vor-
haben erhoben haben, unter folgender Adresse schriftlich oder 
elektronisch angefordert werden: Regierungspräsidium Darmstadt, 
Abteilung Umwelt Darmstadt, Wilhelminenstraße 1–3, 64283 Darm-
stadt. Dabei bitte das untenstehende Aktenzeichen angeben.
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegen-
über Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt.
Die Klagefrist endet am 8. August 2024.
Hinweise zum Datenschutz finden sie im Internet unter www.rp-
darmstadt.hessen.de im Bereich Umwelt → Lärm/Luft/Strahlen → 
Datenschutzhinweise.

Darmstadt, den 17. Mai 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
RPDA - Dez. IV/Da 43.1-53 u 38.01/4-
2022/1
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Vorhaben der Heraeus Precious Metals GmbH & Co. KG;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG
Die Heraeus Precious Metals GmbH & Co. KG mit Sitz in Hanau 
beabsichtigt, die bestehende Anlage 3 des Scheidebetriebs zur 
nasschemischen Edelmetalltrennung und -aufbereitung nach 
Nr. 4.1.21 des Anhangs 1 zur 4. Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) durch die 
geplante Konsolidierung und Erweiterung der Anlage (außer Linie 
CC.33 – separates Verfahren) wesentlich zu ändern. Dabei soll 
die Struktur der Produktionslinien geändert und die Verfahrens-
beschreibungen angepasst werden, wobei acht der bestehenden 
Linien zu einer Mehrzweck- und Vielstoffanlage zusammengefasst 
werden. Zudem werden zum Teil Apparate zurückgebaut sowie 
neue Apparate errichtet. Die Produktionskapazitäten einzelner Li-
nien werden dadurch erhöht bzw. reduziert. Insgesamt wird die 
Produktionskapazität der gesamten Anlage leicht erhöht.
Das Vorhaben soll in 63450 Hanau, Heraeusstraße 12–14, Ge-
markung Hanau, Flur 47, Flurstück 2/3, realisiert werden.
Bei der Änderung der Anlage zur nasschemischen Edelmetall-
trennung und -aufbereitung handelt es sich um ein Vorhaben nach 
Nr. 4.2, 8.5, 8.6.3 und 9.3.3 der Anlage 1 des UVPG.
Die dafür vorgeschriebene allgemeine Vorprüfung nach § 9 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 und Anlage 3 
UVPG ergab, dass das geplante Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann. Es wird daher 
festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Diese Feststellung beruht maßgeblich auf folgenden Kriterien und 
den entsprechenden Merkmalen des Vorhabens:
Das Vorhaben soll in bestehenden Gebäuden in einem Industrie-
gebiet realisiert werden, somit wird keine neue Fläche in An-
spruch genommen.
Aufgrund der Erweiterung der Anlage ist mit einer geringen Er-
höhung der Luftemissionen innerhalb der bestehenden Grenz-
werte zu rechnen. Diese werden über die bestehenden Emissions-
quellen in 41,5 m bis 46 m Höhe emittiert. Die Bagatellmassen-
ströme nach TA Luft werden weiterhin nicht überschritten. Die 
Immissionsrichtwerte nach TA Lärm werden auch nach der Än-
derung weiterhin unterschritten. Dabei ist auch das Vorhaben zu 
Linie CC.33 mitberücksichtigt.
Das zusätzliche Aufkommen von Abwasser und Abfällen ist in Re-
lation zum Bestand als gering anzusehen.
Die Anlage ist Teil eines Betriebsbereichs der oberen Klasse. 
Durch das Vorhaben kommen neue sicherheitsrelevante Anlagen-
teile hinzu, die den bereits vorhandenen sicherheitsrelevanten An-
lagenteilen entsprechen. Neue Störfallstoffe kommen durch das 
Vorhaben nicht hinzu und bestehende Achtungsabstände werden 
nicht verändert. Auswirkungen auf die Anlagensicherheit ergeben 
sich dadurch nicht.

Frankfurt am Main, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
Abteilung Umwelt Frankfurt
RPDA - Dez. IV/F 43.4-53 u 35.14/80-
2020/73
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Vorhaben der Heraeus Precious Metals GmbH & Co. KG;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG
Die Heraeus Precious Metals GmbH & Co. KG mit Sitz in Hanau 
beabsichtigt, die Metallpulverherstellung (Linie CC.33) als Betriebs-
einheit der bestehenden Anlage 3 des Scheidebetriebs zur nass-
chemischen Edelmetalltrennung und -aufbereitung nach Nr. 4.1.21 
des Anhangs 1 zur 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) durch die geplante Kon-
solidierung und Erweiterung der Linie CC.33 wesentlich zu ändern. 
Dabei soll die Struktur der Produktionslinie geändert und in eine 
Mehrzweck- und Vielstoffanlage umgewandelt werden, Verfahrens-
beschreibungen werden aktualisiert, zwei neue Produkte werden 
aufgenommen und die einzelnen Produktionskapazitäten innerhalb 
der Linie flexibel gestaltet und zum Teil erhöht.
Das Vorhaben soll in 63450 Hanau, Heraeusstraße 12–14, Ge-
markung Hanau, Flur 47, Flurstück 2/3 realisiert werden.
Bei der Änderung der Linie CC.33 als Betriebseinheit der Anlage 
zur nasschemischen Edelmetalltrennung und -aufbereitung han-
delt es sich um ein Vorhaben nach Nr. 4.2 der Anlage 1 des UVPG.
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Die dafür vorgeschriebene allgemeine Vorprüfung nach § 9 
Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 und Anlage 3 UVPG er-
gab, dass das geplante Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann. Es wird daher festgestellt, dass 
für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Diese Feststellung beruht maßgeblich auf folgenden Kriterien und 
den entsprechenden Merkmalen des Vorhabens:
Das Vorhaben soll in einem bestehenden Gebäude in einem 
Industriegebiet realisiert werden, somit wird keine neue Fläche 
in Anspruch genommen.
Aufgrund der Erweiterung der Anlage ist mit einer geringen Er-
höhung der Luftemissionen innerhalb der bestehenden Grenz-
werte zu rechnen. Diese werden über die bestehenden Emissions-
quellen in 41,5 m bis 46 m Höhe emittiert. Die Bagatellmassen-
ströme nach TA Luft werden weiterhin nicht überschritten. Die 
Immissionsrichtwerte nach TA Lärm werden auch nach der Än-
derung weiterhin unterschritten. Dabei ist auch das Vorhaben zur 
Konsolidierung und Erweiterung der gesamten Anlage 3 (außer 
Linie CC.33) mitberücksichtigt.
Das zusätzliche Aufkommen von Abwasser und Abfällen ist in Re-
lation zum Bestand als gering anzusehen.
Die Anlage ist Teil eines Betriebsbereichs der oberen Klasse. 
Durch das Vorhaben kommen neue sicherheitsrelevante Anlagen-
teile hinzu, wodurch sich allerdings keine Auswirkungen auf die 
Anlagensicherheit ergeben. Neue Störfallstoffe kommen durch 
das Vorhaben nicht hinzu und bestehende Achtungsabstände wer-
den nicht verändert.

Frankfurt am Main, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
Abteilung Umwelt Frankfurt
RPDA - Dez. IV/F 43.4-53 u 35.14/80-
2020/79
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Anerkennung der Familienstiftung Jorißen mit Sitz in Darm-
stadt als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen 
Rechts
Nach § 82 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 und 3 des Hessischen Stiftungsgesetzes in der derzeit gül-
tigen Fassung habe ich die mit Stiftungsgeschäft und Stiftungs-
satzung vom 5. April 2024 errichtete Familienstif tung Jorißen 
mit Sitz in Darmstadt mit Stiftungsurkunde vom 5. Juni 2024 als 
rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt https://rp-darmstadt.hessen.
de im Menü unter Veröffentlichungen und Digitales → Öffentliche 
Bekanntmachungen → Stiftungen → 2024 → Juni veröffentlicht.

Darmstadt, den 5. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt 
I 13 - 25 d 04.11/17-2023
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Anerkennung der G&H Müller Stiftung mit Sitz in Darmstadt 
als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts
Nach § 82 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 und 3 des Hessischen Stiftungsgesetzes in der derzeit gül-
tigen Fassung habe ich die mit Stiftungsgeschäft und Stiftungs-
satzung vom 19. November 2023 errichtete G&H Müller Stiftung 
mit Sitz in Darmstadt mit Stiftungsurkunde vom 5. Juni 2024 als 
rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt https://rp-darmstadt.hessen.
de im Menü unter Veröffentlichungen und Digitales → Öffentliche 
Bekanntmachungen → Stiftungen → 2024 → Juni veröffentlicht.

Darmstadt, den 5. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt 
I 13 - 25 d 04.11/27-2022
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Anerkennung der „M2lnb-Stiftung“ mit Sitz in Darmstadt 
als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts
Nach § 82 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 und 3 des Hessischen Stiftungsgesetzes in der derzeit gülti-
gen Fassung habe ich die mit Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung 
vom 20. Februar 2024 errichtete „M2lnb-Stiftung mit Sitz in Darmstadt 
mit Stiftungsurkunde vom 10. Juni 2024 als rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt https://rp-darmstadt.hessen.
de im Menü unter Veröffentlichungen und Digitales → Öffentliche 
Bekanntmachungen → Stiftungen → 2024 → Juni veröffentlicht.

Darmstadt, den 10. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
I 13 – 25 d 04.11/32-2023
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Anerkennung der Familienstiftung Tewolde mit Sitz in 
Frankfurt am Main als rechtsfähige Familienstiftung des 
bürgerlichen Rechts
Nach § 82 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 und 3 des Hessischen Stiftungsgesetzes in der derzeit gül-
tigen Fassung habe ich die mit Stiftungsgeschäft und Stiftungs-
satzung vom 18. Mai 2024 errichtete Familienstiftung Tewolde mit 
Sitz in Frankfurt am Main mit Stiftungsurkunde vom 10. Juni 2024 
als rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt https://rp-darmstadt.hessen.
de im Menü unter Veröffentlichungen und Digitales → Öffentliche 
Bekanntmachungen → Stiftungen → 2024 → Juni veröffentlicht.

Darmstadt, den 10. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
I 13 – 25 d 04.12/25-2023
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Anerkennung der FRO Familienstiftung, Sitz Darmstadt, als 
rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts
Nach § 82 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 3 Abs. 2 und 3 des 
Hessischen Stiftungsgesetzes in der derzeit gültigen Fassung habe 
ich die mit Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung vom 31. Ja-
nuar 2024 errichtete FRO Familienstiftung mit Sitz in Darmstadt 
mit Stiftungsurkunde vom 12. Juni 2024 als rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt https://rp-darmstadt.hessen.
de im Menü unter Veröffentlichungen und Digitales → Öffentliche 
Bekanntmachungen → Stiftungen → 2024 → Juni veröffentlicht.

Darmstadt, den 12. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
I 13 - 25 d 04.11/9-2024
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Aufstellung von Lärmaktionsplänen nach § 47d des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes;
Lärmaktionsplan Hessen (vierte Runde), Teilplan Regierungsbezirk 
Darmstadt Landkreise und Teilplan Ballungsräume Darmstadt, Frank-
furt am Main, Hanau, Offenbach am Main und Wiesbaden

Nach § 47d des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind Lärm-
aktionspläne, mit denen Lärmprobleme und Lärmauswirkungen für 
Orte in der Nähe der Hauptverkehrsstraßen mit mehr als 3 Mio. 
Kraftfahrzeugen pro Jahr (entspricht 8.200 Kraftfahrzeugen/Tag), 
der Haupteisenbahnstrecken von über 30.000 Zügen im Jahr 
sowie in den Ballungsräumen mit mehr als 100.000 Einwohnern 
und der Großflughäfen mit einem Verkehrsaufkommen von über 
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Anerkennung der spectrum Stiftung mit Sitz in Marburg als 
rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts
Nach § 82 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 2 und 3 des Hessischen Stiftungsgesetzes in der der-
zeit gültigen Fassung habe ich die mit Stif tungsgeschäft vom 
7. September 2023 in der Fassung vom 23. April 2024 errichtete 
spectrum Stiftung mit Sitz in Marburg mit Stiftungsurkunde vom 
29. Mai 2024 als rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage des 
Regierungspräsidiums Gießen https://rp-giessen.hessen.de im Menü 
unter Ansprechen → Öffentliche Bekanntmachungen → Stiftungs-
aufsicht veröffentlicht.

Gießen, den 29. Mai 2024
Regierungspräsidium Gießen
RPGI-21-25d0411/(4)-137
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50.000 Flugbewegungen (Starts und Landungen) pro Jahr ge-
regelt werden, aufzustellen bzw. alle fünf Jahre zu überprüfen und 
erforderlichenfalls zu überarbeiten. Im Regierungsbezirk Darm-
stadt gibt es die Ballungsräume Darmstadt, Frankfurt am Main, 
Hanau, Offenbach am Main und Wiesbaden.
Die Entwürfe des
–	 Lärmaktionsplans Hessen (vierte Runde), Teilplan Regierungs-

bezirk Darmstadt Landkreise
–	 Lärmaktionsplans Hessen (vierte Runde), Teilplan Ballungs-

räume Darmstadt, Frankfurt am Main, Hanau, Offenbach am 
Main und Wiesbaden

–	 Lärmaktionsplans Hessen (vierte Runde), Teilplan Verkehrs-
flughafen Frankfurt Main

sind ab dem 24. Juni 2024 auf der Internetseite des Regierungs-
präsidiums Darmstadt (https://rp-darmstadt.hessen.de/) unter der 
Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ veröffentlicht und zum 
Download bereitgestellt.
Die Eingabe kann auf dem Beteiligungsportal des Landes Hessen:  
https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hauptportal/startseite, 
alternativ auch per E-Mail oder postalisch erfolgen. Ferner kön-
nen Anregungen und Vorschläge schrif tlich über die jeweilige 
Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung bzw. direkt an das Regierungs-
präsidium Darmstadt unter dem Stichwort „Lärmaktionsplanung“ 
bis zum 7. August 2024 eingereicht werden.
Regierungspräsidium Darmstadt 
III 33.3, Lärmaktionsplanung 
64278 Darmstadt 
beteiligung-lap@rpda.hessen.de

Darmstadt, den 24. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt  
III 33.3 – 66 i 05.06
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Aufstellung von Lärmaktionsplänen nach § 47d des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes;
Lärmaktionsplan Hessen (vierte Runde), Teilplan für den Regierungs-
bezirk Gießen

Nach § 47d des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind Lärm-
aktionspläne, mit denen Lärmprobleme und Lärmauswirkungen für 
Orte in der Nähe der Hauptverkehrsstraßen mit mehr als 3 Mio. 
Kraftfahrzeugen pro Jahr (entspricht 8.200 Kraftfahrzeugen/Tag), 
der Haupteisenbahnstrecken von über 30.000 Zügen im Jahr 
sowie in den Ballungsräumen mit mehr als 100.000 Einwohnern 
und der Großflughäfen mit einem Verkehrsaufkommen von über 
50.000 Flugbewegungen (Starts und Landungen) pro Jahr ge-
regelt werden, aufzustellen bzw. alle fünf Jahre zu überprüfen 
und erforderlichenfalls zu überarbeiten.
Der Entwurf des Lärmaktionsplans Hessen (vierte Runde), Teil-
plan für den Regierungsbezirk Gießen ist ab dem 24. Juni 2024 
auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Gießens (www.
rp-giessen.hessen.de) unter der Rubrik „Öffentliche Bekannt-
machungen“ veröffentlicht und zum Download bereitgestellt.
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Die Eingabe von Stellungnahmen kann auf dem Beteiligungsportal 
des Landes Hessen unter https://beteiligungsportal.hessen.de/ 
portal/rpgi/startseite, alternativ auch per E-Mail oder postalisch er-
folgen. Ferner können Stellungnahmen schriftlich über die jeweilige 
Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung bzw. direkt an das Regierungs-
präsidium Gießen unter dem Stichwort „Lärmaktionsplanung“ bis 
zum 7. August 2024 eingereicht werden.
Regierungspräsidium Gießen
IV 43.2, Lärmaktionsplanung
Marburger Straße 91
35396 Gießen
Laermaktionsplanung-strasse@rpgi.hessen.de

Gießen, den 24. Juni 2024
Regierungspräsidium Gießen
RPGI-43.2-53e0100/19-2021/17
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Vorhaben der ENERTRAG SE;
Bekanntmachung über die Erteilung einer Genehmigung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Nach § 21a der Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
(9. BImSchV) wird folgende Genehmigung vom 22. Mai 2024 hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.
Der ver fügende Teil des hierzu erlassenen Genehmigungs-
bescheides lautet:

„G e n e h m i g u n g s b e s c h e i d
I.

Auf Antrag vom 05.10.2015, modifiziert mit Datum vom 21.12.2021 
(Fassung 08 2023), zuletzt ergänzt am 04.10.2023 wird der ENER-
TRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 Dauerthal, nach § 4 Bundes-
Immissionsschutzgesetz die Genehmigung erteilt, auf den nach-
folgend aufgeführten Grundstücken in der Gemeinde Herles-
hausen vier Windenergieanlagen zu errichten und zu betreiben.

Gemarkung Flur Flurstück Koordinaten UTM 
ETRS89 (Zone32)

Rechtswert Hochwert
RI H1 Herleshausen 3 3 582.183 5.652.938
RI H2 Herleshausen 3 1 582.579 5.652.850
RI H3 Herleshausen 4 1 582.676 5.652.328
RI H4 Herleshausen 3 3 582.257 5.652.420

Diese Genehmigung ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt III. 
dieses Bescheides aufgeführten Pläne, Zeichnungen und Be-
schreibungen und unter den in Abschnitt IV. festgesetzten Neben-
bestimmungen.
Die Genehmigung berechtigt zur Errichtung und zum Betrieb
–	 von vier Windenergieanlagen des Typs General Electic GE 

5.5-158 – 50 Hz mit einer Nabenhöhe von 161 m, einem Ro-
tordurchmesser von 158 m, einer Gesamthöhe von 240 m und 
einer Nennleistung je Anlage von 5,5 MW

–	 der zugehörigen Kranstell-, Lager-, Montage- und Kranausle-
gerflächen

–	 der dauerhaften Zuwegung (Stichwege) zu den WEAs
Die Genehmigung ist auf 35 Jahre nach Er tei lung der Ge-
nehmigung befristet.
Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen.
Über die zu erhebenden Verwaltungskosten ergeht ein ge-
sonderter Bescheid.

II. Eingeschlossene Entscheidungen
Diese Genehmigung schließt andere, die Anlage betreffende be-
hördliche Entscheidungen im Rahmen des § 13 BImSchG ein.
Hierbei handelt es sich um die:
–	 Genehmigung nach § 74 der Hessischen Bauordnung (HBO)
–	 Zustimmung nach § 14 Abs. 1 i.V.m. § 12 des Luftverkehrsge-

setztes (LuftVG)
–	 Genehmigung nach § 18 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutze der 

Kulturdenkmäler Hessen (Denkmalschutzgesetz – HDSchG)
–	 Eingriffszulassung nach § 13 ff. i.V.m. § 17 Abs. 1 des Bundes-

Naturschutzgesetzes (BNatSchG)
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–	 Ausnahme zur Inanspruchnahme eines gesetzlichen geschütz-
ten Biotops nach § 30 Abs. 3 BNatSchG

–	 Befreiung gem. § 52 Abs. 1 Satz 2 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) von dem Verbot des § 4 Satz 1 Nr. 21 der WSG-VO

–	 Rodungsgenehmigung nach § 12 Hessisches Waldgesetz 
(HWaldG)

Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet behördlicher 
Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Ge-
nehmigung eingeschlossen sind.
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen und ist 
mit der nachfolgenden Rechtsbehelfsbelehrung versehen.

VII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stel lung Klage bei dem Verwaltungsgerichtshof Kassel, 
Goethestraße 41 + 43, 34119 Kassel, erhoben werden.
Soweit die Klage nur gegen die hiermit getroffene Kostenentscheidung 
gerichtet wird, ist sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Bescheids beim Verwaltungsgericht zu erheben: Verwaltungs-
gericht Kassel, Goethestraße 41 + 43, 34119 Kassel“.
Eine Ausfertigung dieses Genehmigungsbescheides liegt vom 
Tage nach der Bekanntmachung an zwei Wochen von Dienstag, 
den 25. Juni 2024 bis Montag, den 8. Juli 2024 beim
–	 Regierungspräsidium Kassel, Abteilung III Umweltschutz Bad 

Hersfeld, Raum A209, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld und
–	 bei der Gemeinde Herleshausen, Gemeindeverwaltung, Zim-

mer 3, Bahnhofstraße 15, 37293 Herleshausen
aus und kann dort während der Dienststunden eingesehen werden.
Hinweise:
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegen-
über Dritten als bekanntgegeben.
Die Klagefrist endet am 8. August 2024.

Bad Hersfeld, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Kassel
Abteilung III Umweltschutz Bad Hersfeld
RPKS - 33.2-53 e 07 06/3-2019/1
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Niederbringung einer Versuchsbohrung zum Zweck der 
Erschließung einer Brauchwassergewinnungsanlage mit 
anschließender Durchführung eines Pumpversuchs in der 
Gemarkung Dörmbach durch Herrn Florian Reith auf sei-
nem landwirtschaftlichen Hofbetrieb;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Herr Florian Reith hat mit Schreiben vom 29. Februar 2024 nach 
§§ 8 ff. des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (WHG) 
die wasserrechtliche Erlaubnis beantragt, auf dem Grundstück 
in der Gemarkung Dörmbach, Flur 3, Flurstück 13/1 eine Ver-
suchsbohrung zum Zweck der Erschließung einer neuen Brauch-
wassergewinnungsanlage niederzubringen und anschließend 
einen Pumpversuch durchzuführen.
Nach § 7 Abs. 1 in Verbindung mit Nr. 13.4 der Anlage 1 zum 
UVPG ist für Tiefbohrungen zum Zweck der Wasserversorgung 
im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzu-
stellen, ob durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen zu erwarten sind, welche die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig machen. Bei der all-
gemeinen Vorprüfung ist gemäß § 7 Abs. 1 UVPG nach über-
schlägiger Betrachtung zu bewerten, ob das Vorhaben unter Be-
rücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kri-
terien erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben 
kann. Sind erhebliche nachteilige Auswirkungen zu erwarten, ist 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.
Die Vorprüfung des Einzelfalls ergab, dass für das Vorhaben 
keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht, da von dem Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf die nach dem UVPG zu unter-
suchenden Schutzgüter zu erwarten sind.
Das Vorhaben kann hinsichtlich Größe des Vorhabens, Nutzung 
und Gestaltung von Wasser, Boden, Klima, Natur und Landschaft 
des Gebietes, Abfallerzeugung, Umweltverschmutzung und Un-
fallrisiko als unbedeutend angesehen werden.

462

Das Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geo-
logie hat zu dem Vorhaben aus hydrogeologischer Sicht Stel-
lung genommen. Wesentliche Beeinträchtigungen des Wasser- 
oder Naturhaushaltes (grundwasserabhängige Vegetation oder 
Lebensräume) sowie der bestehenden Nutzung des Gebietes sind 
nicht zu befürchten.
Die möglichen Wirkungen des Vorhabens auf den Naturhaushalt 
wurden auch von der Oberen Naturschutzbehörde geprüft.
Erhebliche Auswirkungen im Hinblick auf Reichtum, Qualität und 
Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 
des Gebietes oder auch auf die Bevölkerung sind nicht zu er-
warten.
Durch entsprechende Auflagen wird ein Monitoring festgelegt, 
welches die Überwachung der Bohrung und der Grundwasser-
benutzung im Rahmen von Pumpversuchen dokumentiert und be-
wertet.
Die wasserrechtliche Zulassung wird darüber hinaus in Form einer 
jederzeit widerruflichen Erlaubnis nach § 18 WHG erteilt.
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.

Bad Hersfeld, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Kassel
RPKS - 31.2-79 e 631/2-2023/1
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Vorhaben des Wasserbeschaffungsverbands (WBV) Eisen-
berg, Landkreis Waldeck-Frankenberg: Grundwasserent-
nahme aus dem Tiefbrunnen (TB) I Nordenbeck und Tief-
brunnen (TB) II Ober-Ense;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Der WBV Eisenberg, Aarweg 10, 35104 Lichtenfels, besitzt die 
gültige Erlaubnis, Grundwasser aus dem TB I Nordenbeck (Ge-
markung Nordenbeck, Flur 4, Flurstück 16/1) und dem TB II Ober-
Ense (Gemarkung Ober-Ense, Flur 2, Flurstück 139/1) in einer 
Menge von gemeinsam bis zu 1.600 m³/d und 475.000 m³/a zu 
entnehmen, um es zur Trink- und Brauchwasserversorgung der 
Verbandsgemeinden Lichtenfels und Korbach zu nutzen sowie 
im Rahmen der Höchstentnahmemenge an die Gemeinde Vöhl 
und die Stadt Medebach im Umfang bestehender Wasserliefer-
verträge abzugeben. Der bisherige Wasserliefervertrag zwischen 
der Stadt Medebach und dem WBV Eisenberg ist ausgelaufen 
und soll verlängert werden. Die vertragliche Mindestabnahme-
menge durch die Stadt Medebach soll von bisher 50.000 m³/a auf 
künftig 120.000 m³/a erhöht werden. Um diesen Mehrbedarf der 
Stadt Medebach decken zu können, hat der WBV Eisenberg daher 
eine Erhöhung der Entnahmemengen aus dem TB I Nordenbeck 
und TB II Ober-Ense von bisher 1.600 m³/d und 475.000 m³/a auf 
2.310 m³/d und 540.000 m³/a beantragt. 
Die Erhöhung der Entnahmemenge stellt ein Änderungsvorhaben 
im Sinne des § 2 Abs. 4 Nr. 2. c) des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) dar. 
Nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG besteht für ein Änderungsvorhaben, 
für das keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden 
ist, eine UVP-Pflicht, wenn es einen in Anlage 1 angegebenen 
Prüfwert für die Vorprüfung erstmals oder erneut erreicht oder 
überschreitet, und die Vorprüfung ergibt, dass die Änderung er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. Nach 
§ 9 Abs. 4 UVPG gilt für die Vorprüfung bei Änderungsvorhaben 
§ 7 UVPG entsprechend. 
Das Änderungsvorhaben erreicht erneut den unter Ziffer 13.3.2 
der Anlage 1 UVPG angegebenen Prüfwert für die allgemeine 
Vorprüfung. 
Nach § 7 Abs. 1 UVPG ist bei der allgemeinen Vorprüfung nach 
überschlägiger Betrachtung zu bewerten, ob das Vorhaben unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kri-
terien erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben 
kann. 
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass insbesondere aus 
nachfolgenden Gründen keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen durch das Vorhaben zu erwarten sind:
Die erhöhte Entnahmemenge ist voraussichtlich zum einen durch 
das nutzbare Grundwasserdargebot im Einzugsgebiet der Brunnen 
in der Ense-Scholle in Höhe von rund 2,53 Mio. m³/a abgedeckt 
und zum anderen auf Grund der langjährigen Beobachtung der 
Brunnencharakteristik durch die beiden Brunnen gewinnbar. Die 
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Ruhewasserspiegel in beiden Brunnen lagen in den vergangenen 
Jahren auf einem konstanten Niveau von rund 326–329 m NHN. 
Dies entspricht einem Flurabstand von > 27 m. Das Grundwasser 
ist somit nicht pflanzenverfügbar. Eine direkte Beeinflussung der 
Grundwasserentnahme auf die umgebende Umwelt ist daher nicht 
zu befürchten. Die Brunnen befinden sich in keinem naturschutz-
rechtlich besonders geschütztem Gebiet. Das nächstgelegenste 
Biotop liegt ca. 300 m entfernt von den Brunnen und das nächst-
gelegenste FFH-Gebiet befindet sich in mehr als 1 km Entfernung. 
In der Vergangenheit wurden keine negativen Umweltauswirkungen 
auf Grund der langjährigen Grundwasserentnahme festgestellt. 
Die Erhöhung um ca. 14 Prozent im Vergleich zur bisherigen Ent-
nahmemenge stellt grundsätzlich keine signifikante Änderung des 
ursprünglichen Vorhabens dar. Die Erhöhung wird lediglich für 
einen überschaubaren Zeitraum von zehn Jahren unter Auflage 
eines Monitorings zugelassen. Daher sind trotz Erhöhung der Ent-
nahmemenge weiterhin keine erheblichen negativen Auswirkungen 
auf das Grundwasservorkommen oder die Umwelt zu erwarten.
Aus den vorgenannten Gründen besteht somit keine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Kassel, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Kassel
RPKS - 31.1-79 e 635/12-2018/5
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Anerkennung der HELMEL MMXXIV Familienstiftung mit 
Sitz in Felsberg als rechtsfähige Familienstiftung des bür-
gerlichen Rechts
Nach § 80 des Bürgerlichen Gesetzbuches und § 3 des Hessi-
schen Stiftungsgesetzes in der derzeit gültigen Fassung habe ich 
die mit Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung vom 21. Mai 2024 
errichtete HELMEL MMXXIV Familienstif tung mit Sitz in Fels-
berg durch Stiftungsurkunde vom 3. Juni 2024 als rechtsfähige 
Familienstiftung des bürgerlichen Rechts anerkannt.

Kassel, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Kassel
41 - 25 d 04/11 – (5) - 51
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Aufstellung von Lärmaktionsplänen nach § 47d des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes;
Lärmaktionsplan Hessen (vierte Runde), Teilplan Regierungsbezirk Kas-
sel Landkreise und Teilplan Ballungsraum Kassel

Nach § 47d des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind Lärm-
aktionspläne, mit denen Lärmprobleme und Lärmauswirkungen für 
Orte in der Nähe der Hauptverkehrsstraßen mit mehr als 3 Mio. 
Kraftfahrzeugen pro Jahr (entspricht 8.200 Kraftfahrzeugen/Tag), 
der Haupteisenbahnstrecken von über 30.000 Zügen im Jahr 
sowie in den Ballungsräumen mit mehr als 100.000 Einwohnern 
und der Großflughäfen mit einem Verkehrsaufkommen von über 
50.000 Flugbewegungen (Starts und Landungen) pro Jahr ge-
regelt werden, aufzustellen bzw. alle fünf Jahre zu überprüfen 
und erforderlichenfalls zu überarbeiten.
Die Entwürfe des
–	 Lärmaktionsplans Hessen (vierte Runde), Teilplan Regierungs-

bezirk Kassel Landkreise
–	 Lärmaktionsplans Hessen (vierte Runde), Teilplan Ballungs-

raum Kassel
sind ab dem 24. Juni 2024 auf der Internetseite des Regierungs-
präsidiums Kassel (https://rp-kassel.hessen.de/) unter der Rubrik 
„Öffentliche Bekanntmachungen“ veröffentlicht und zum Down-
load bereitgestellt.
Die Eingabe kann auf dem Beteiligungsportal des Landes Hessen:  
https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hauptportal/startseite, 
alternativ auch per E-Mail oder postalisch erfolgen. Ferner kön-
nen Anregungen und Vorschläge schrif tlich über die jeweilige 
Stadt- bzw. Gemeindeverwaltung bzw. direkt an das Regierungs-
präsidium Kassel unter dem Stichwort „Lärmaktionsplanung“ bis 
zum 7. August 2024 eingereicht werden.
Regierungspräsidium Kassel
Dezernat 33.1 – Immissions- und Strahlenschutz –
Am Alten Stadtschloss 1
34117 Kassel 
laermaktionsplanung-strasse@rpks.hessen.de
Kassel, den 24. Juni 2024

Regierungspräsidium Kassel
33.1 - 53 e 553 – Umgebungslärm -
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HESSEN MOBIL – STRASSEN- UND VERKEHRSMANAGEMENT

L 763, Ausbau in der Ortsdurchfahrt der Gemeinde Trendel-
burg, Ortsteil Gottsbüren, Landkreis Kassel, Bau-km 0-026 
bis 0+993 (entspricht von Netzknoten 4422 112 nach Netz-
knoten 4423 210, Stat. 1.432, bis von Netzknoten 4423 210 
nach Netzknoten 4423 204, Stat. 0.627);
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Das Land Hessen (Hessen Mobil) und die Stadt Trendelburg be-
absichtigen, die Landesstraße L 763 in der OD Gottsbüren aus-
zubauen. Für diese Baumaßnahme soll eine Entscheidung von 
Hessen Mobil Kassel über das Entfallen der Planfeststellung und 
der Plangenehmigung nach § 33 Abs. 1 des Hessischen Straßen-
gesetzes (HStrG) in der Fassung vom 8. Juni 2003 (GVBl. S. 166), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Juni 2023 (GVBl. S. 426), 
in Verbindung mit § 74 Abs. 7 des Hessischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (HVwVfG) in der Fassung vom 15. Januar 2010 
(GVBl. I S. 18), geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 
(GVBl. S. 78, 81), herbeigeführt werden.
Gegenstand der Baumaßnahme ist der Ausbau der Landesstraße 
L 763 im Stadtteil Gottsbüren der Stadt Trendelburg. Aufgrund der 
Verkehrsbelastung und des gegenwärtigen Bauzustandes plant 
das Land Hessen, diese Maßnahme im Zuge der „Sanierungs-
offensive 2020 bis 2025“ umzusetzen. Die Stadt Trendelburg plant 
im Sinne des Mobilitätsförderungsgesetztes eine Optimierung 
der Gehweganlagen durchzuführen. Die Gehweganlagen sollen 
grundhaft erneuert und auf Breite von im Mittel 2,5 m ausgebaut 
werden. Die vorhandenen Bushaltstellen an der L 763 sollen op-
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timiert und barrierefrei ausgebaut werden. Die Wasserleitung 
und Kanalisation soll in einem Teilbereich der Ortsdurchfahrt der  
L 763 erneuert werden.
Für das Vorhaben war nach § 33 Abs. 3 Satz 3 HStrG in Ver-
bindung mit dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) zu prüfen, ob die 
möglichen Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Umgebung 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern.
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 33 Abs. 3 
Satz 3 HStrG hat ergeben, dass durch das oben genannte Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind, so dass keine Verpflichtung besteht, für dieses 
Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG 
durchzuführen.
Begründung
Wegen des geringen Umfangs der Baumaßnahme und der Orien-
tierung am Bestand sind durch die Maßnahme keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten.
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nach § 5 
Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist.

Kassel, den 6. Juni 2024
Hessen Mobil Kassel
20g – L 763 – PB10.1.02/Kl
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137
Der Verein für Gesundheitssport (VGS) 

Bad-Soden e. V. (VR 2458) hat sich aufgelöst. 
Gläubiger des Vereins können ihre Ansprüche 
bei den Liquidatoren Artur Seidenthal, Am 
Schloßgarten 12, 63571 Gelnhausen, Herbert 
Wiederspahn, Fichtenstr. 6, 63628 Bad Soden-
Salmünster, oder Johanna Birkenstock, Zum 
Schützengrund 10, 41569 Rommerskirchen-
Butzheim, anmelden.
Rommerskirchen, den 3. Juni 2024
� Die Liquidatoren

138
Der Verein „Förderverein Evangelische 

Hobbytek Dörnigheim e. V.“ hat sich aufgelöst. 
Gläubiger können ihre Ansprüche bei den Liqui-
datoren, Pfarrer Dr. Martin Streck, Berliner 
Straße 58, 63477 Maintal, Doris Pegels, Großer 
Biergrund 1, 63065 Offenbach, oder Dagmar 
Waibler, Johanna-Tesch-Platz 45, 60386 Frank-
furt, anmelden.
Maintal, den 3. Juni 2024
� Die Liquidatoren

Liquidationen
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Andere Behörden und Körperschaften

Änderung der Bekanntmachung Förderaufruf der Landes-
ärztekammer Hessen und des Hessischen Krebsregisters 
für das Fördervorhaben „Anschluss des ambulanten Sek-
tors an das Hessische Krebsregister“ vom 7. August 2023

Präambel
Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Krebsfrüherkennung 
und zur Qualitätssicherung durch klinische Krebsregister (Krebs-
früherkennungs- und -registergesetz KFRG) wurden alle Bundes-
länder verpflichtet, neben der epidemiologischen auch die klini-
sche Krebsregistrierung landesgesetzlich zu verankern und einzu-
richten. Die Novellierung des Hessischen Krebsregistergesetzes 
(KRG HE) im Oktober 2014 leitete die klinisch-epidemiologische 
Krebsregistrierung in Hessen ein. Das Hessische Krebsregister ist 
ein landesweites klinisches Krebsregister nach § 65c Fünftes Buch 
des Sozialgesetzbuches (SGB V) und ein flächendeckendes, be-
völkerungsbezogenes epidemiologisches Krebsregister unter Ein-
beziehung der Daten von Behandlungsfällen, die an das Deutsche 
Kinderkrebsregister zu melden sind. Das Hessische Krebsregister 
besteht aus der Vertrauensstelle bei der Landesärztekammer Hes-
sen sowie der Landesauswertungsstelle und der Abrechnungsstelle 
beim Hessischen Landesamt für Gesundheit und Pflege.
Wesentliches Qualitätskriterium klinisch-epidemiologischer Krebs-
register ist ein vollzähliger und vollständiger Datenbestand. Voll-
zähligkeit bedeutet, dass alle Krebsneuerkrankungen in Hessen 
vollzählig (mindestens 90 %) erfasst sind. Vollständigkeit bedeutet, 
dass alle Behandlungsinformationen zu einer Krebserkrankung 
im Hessischen Krebsregister vollständig erfasst sind und somit 
das Tumorgeschehen des/der Patienten/Patientin vollständig ab-
gebildet ist. Beide Kriterien (Vollständigkeit und Vollzähligkeit) 
müssen erfüllt sein, damit die Daten eine hohe Qualität aufweisen, 
um valide Krebsauswertungen und Datenrückmeldungen zu er-
möglichen. Während das Hessische Krebsregister für die zurück-
liegenden Diagnosejahre das Kriterium Vollzähligkeit erfüllt hat, 
ist die Vollständigkeit der Daten noch nicht gegeben. Grund dafür 
ist, dass noch nicht alle hessischen Behandlungseinrichtungen 
an das Hessische Krebsregister angeschlossen sind und ihrer 
gesetzlichen Meldepflicht nachkommen. Dies betrifft insbesondere 
meldepflichtige medizinische Behandlungseinrichtungen der am-
bulanten Versorgung. Als Gründe sind hierfür u. a. der hohe büro-
kratische Aufwand der Meldetätigkeit bei gleichzeitig geringer 
Aufwandsentschädigung sowie das Fehlen geeigneter digitaler 
Übermittlungswege zu nennen. Um die klinisch-epidemiologische 
Krebsregistrierung in Hessen zu fördern und langfristig sicherzu-
stellen, starten die Landesärztekammer Hessen und das Hessische 
Krebsregister, unterstützt mit Fördermitteln des Landes Hessen 
(Hessisches Ministerium für Digitalisierung und Innovation sowie 
Hessisches Ministerium für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit 
und Pflege), dieses Fördervorhaben.
Ziel des Fördervorhabens ist es, durch die Schaffung oder An-
passung digitaler Meldewege den Weg in die gesetzlich vor-
geschriebene Meldetätigkeit für medizinische Einrichtungen der 
ambulanten Versorgung zu ebnen. Dafür sollen Praxissysteme um 
entsprechende Erfassungsformulare und eine Schnittstelle für die 
Krebsregistrierung, in der Folge „oBDS-Schnittstelle“ genannt, er-
weitert werden. Softwareunternehmen, die derartige Praxissysteme 
entwickeln und implementieren, werden aufgerufen, an dem 
Fördervorhaben teilzunehmen, um das Ziel der flächendeckenden 
klinisch-epidemiologischen Krebsregistrierung in Hessen und in 
der Folge für ganz Deutschland zu erreichen. Die Förderung be-
trifft sowohl die Erstentwicklung und Integration sowie Installation 
geeigneter digitaler Meldewege als auch die Anpassung bereits 
entwickelter digitaler Meldewege. Nicht förderfähig sind diejenigen 
digitalen Meldewege, die eine Erfassung im Meldeportal des Hessi-
schen Krebsregister über die dortigen Formulare vorsehen.
1.	 Förderaufruf
Die Landesärztekammer Hessen, in der Folge „Zuwendungs-
geber“ genannt, ruft Antragsberechtigte dazu auf, Projektanträge 
für das Vorhaben „Anschluss des ambulanten Sektors an das 
Hessische Krebsregister“ zu stellen. Mit diesem Förderaufruf wird
die Förderung
1.	 der Entwicklung oder Anpassung und Integration von Erfas-

sungsformularen und einer oBDS-Schnittstelle (erste Förder-
stufe) sowie

2.	 der Installation (einschließlich Einführungsschulung), des Supports 
und der Wartung der oBDS-Schnittstelle (zweite Förderstufe)

zusammengefasst.

Zuständige Stelle für die Durchführung des Gesamtfördervorha-
bens ist die bei der Landesärztekammer Hessen angesiedelte 
Vertrauensstelle des klinisch-epidemiologischen Krebsregisters 
nach dem Hessischen Krebsregistergesetz (KRG HE) vom  
15. April 2014 (GVBl. 2014, S. 241), nachfolgend „Vertrauensstelle 
des Hessischen Krebsregisters“ genannt.
Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwendung auf 
Grundlage dieses Förderaufrufs kann weder dem Grunde noch 
der Höhe nach abgeleitet werden. Der Projektaufruf erfolgt unter 
dem Vorbehalt der Zurverfügungstellung entsprechender Mittel 
durch das Land Hessen. Als Fördervolumen sind insgesamt EUR 
625.000 vorgesehen. Davon stehen EUR 150.000 für die erste 
Förderstufe und EUR 475.000 für die zweite Förderstufe zur Ver-
fügung. Die Fördermittel werden nur für einen begrenzten Zeit-
raum gewährt; die dauernde Unterstützung ist ausgeschlossen.
Die Zuwendung dar f nur zur Er füllung des im Zuwendungs-
bescheid bestimmten Zwecks verwendet werden und unterliegt 
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Erst so-
bald der Zuwendungsbescheid (Bewilligung) ausgestellt und wirk-
sam geworden ist oder eine formelle Genehmigung zur Ausnahme 
des vorzeitigen Vorhabenbeginns erteilt wurde, kann mit dem Vor-
haben begonnen werden; ein Anspruch auf Förderung ist damit 
jeweils nicht verbunden.
Anträge für die erste Förderstufe sind bis zum 31. Dezember 2024 
postalisch einzureichen. Es gilt das Eingangsdatum der schrift-
lichen unterzeichneten Antragsunterlagen bei der Vertrauens-
stelle des Hessischen Krebsregisters. Der Gesamtförderzeitraum 
und Bewilligungszeitraum beläuft sich vom 7. August 2023 bis  
6. Februar 2026.

2.	 Rechtsgrundlagen der Förderung
Rechtliche Grundlage des Förderaufrufs sind:
–	 Art. 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) in der jeweils gültigen Fassung,
–	 Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der Kommission vom 13. De-

zember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-minimis-Beihilfen, ABl. EU L, 15.12.2023, nachfolgend 
„De-minimis-Verordnung“ genannt,

–	 Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) in der jeweils gülti-
gen Fassung,

–	 Hessisches Krebsregistergesetz (KRG HE) in der jeweils gülti-
gen Fassung,

–	 Hessische Landeshaushaltsordnung (LHO) in der jeweils gülti-
gen Fassung,

–	 Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung (VV 
zur LHO) in der jeweils gültigen Fassung,

–	 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) in der je-
weils gültigen Fassung,

–	 Hessisches Verwaltungskostengesetz (HVwKostG) in der je-
weils gültigen Fassung,

–	 Hessisches Gesetz über die Vergabe von Subventionen nach 
Landesrecht (Hessisches Subventionsgesetz) vom 18. Mai 1977  
(GVBI. I S. 199),

–	 Gesetz gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Sub-
ventionen (Subventionsgesetz) vom 29. Juli 1976 (BGBI. I  
S. 2037).

3.	 Zuwendungszweck und allgemeine Förderbestimmungen
3.1	 Zielsetzung der Förderung und Zuwendungszweck
Das Förderziel ist die Sicherstellung und Förderung der flächen-
deckenden klinisch-epidemiologischen Krebsregistrierung in Hes-
sen durch die Schaffung verbesserter digitaler Meldewege. Bis-
her können meldepflichtige medizinische Einrichtungen der ambu-
lanten Versorgung in Hessen, im nachfolgenden Text „ambulante 
Behandlungseinrichtungen“ genannt, mithilfe der webbasierten 
manuellen Dateneingabe im Meldeportal des Hessischen Krebs-
registers ihrer gesetzlichen Meldepflicht nachkommen.
Ziel der Förderung ist es, dass ambulanten Behandlungsein-
richtungen zukünftig eine Schnittstelle für die Krebsmeldung 
(oBDS-Schnittstelle) im eigenen Praxissystem zur Verfügung 
steht, die sie von einer zeitaufwendigen manuellen Datenein-
gabe entlastet.
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Zum Ende des Fördervorhabens soll der Großteil der ambulanten 
Behandlungseinrichtungen in Hessen eine Schnittstelle zum Hes-
sischen Krebsregister im eigenen Praxissystem einsetzen können. 
Es sollen zum Ende des Fördervorhabens alle mit oBDS-Schnitt-
stellen ausgestatteten ambulanten Behandlungseinrichtungen 
ihrer Meldepflicht an das Hessische Krebsregister nachkommen.
Der bundeseinheitliche onkologische Basisdatensatz (oBDS) ist 
in Deutschland das Regelwerk für eine standardisierte Tumor-
dokumentation. Er stellt eine vergleichbare Datenerfassung und 
-auswertung in allen Landeskrebsregistern und medizinischen Be-
handlungseinrichtungen sicher. Der Basisdatensatz wird von der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tumorzentren e. V. (ADT), der 
Gesellschaft der epidemiologischen Krebsregister in Deutschland 
e. V. (GEKID) und der sogenannten „Plattform § 65c“ festgelegt 
und weiterentwickelt. Die Schnittstelle des bundeseinheitlichen 
onkologischen Basisdatensatzes (siehe www.basisdatensatz.de), 
kurz oBDS-Schnittstelle, ermöglicht die Krebsmeldung direkt aus 
dem Softwaresystem einer Behandlungseinrichtung.

3.2	 Zuwendungsgegenstand
Zur Erreichung der Ziele dieses Förderaufrufs sind zwei Förder-
stufen vorgesehen:

3.2.1.	 Erste Förderstufe „Entwicklungsphase“
Förderfähig sind in der ersten Förderstufe („Entwicklungsphase“)
–	 kumulativ die Entwicklung oder Anpassung und Integration 

von Erfassungsformularen und einer Schnittstelle zur elektro-
nischen Übermittlung von Tumordatensätzen nach den Vorga-
ben des bundeseinheitlichen onkologischen Basisdatensatzes 
(oBDS) in die von dem Antragssteller entwickelte und vertrie-
bene Praxissoftware.

Das zum Beginn des Fördervorhabens aktuelle oBDS-XMLSchema 
und der webbasierte „Umsetzungsleitfaden für die Implementie-
rung der oBDS-Schnittstelle für die Meldung an die Krebsregister 
nach § 65c SGB V“ bilden die Grundlage der ersten Förderstufe. 
Das oBDS-XML-Schema und der Umsetzungsleitfaden sind hier 
zu f inden: https://confluence.basisdatensatz.de/display/UMK/  
Umsetzungsleitfaden. Die Zuwendungsempfänger*innen können 
sich in der ersten Förderstufe mit dem Hessischen Krebsregister 
zum Zwecke einer möglichst benutzerfreundlichen Entwicklung 
abstimmen und Informationen einholen (siehe Anlage 5 „Projekt-
beschreibung“). Ziel ist es, dass für die Krebsmeldung möglichst 
alle behandlungsrelevanten Daten, die im Praxissystem bereits 
vorliegen, genutzt werden, um erneute händische Eingaben zu 
vermeiden.
Für die Entwicklungsphase sind ab Bewilligung der Förderung 
oder des vorzeit igen Maßnahmenbeginns bis zu sechs Mo-
nate für die Softwareentwicklung bzw. -anpassung inklusive der 
länderübergreifenden Schnittstellenabnahme vorgesehen. In be-
gründeten Ausnahmefällen kann auf Antrag vor Ablauf dieser 
sechs Monate eine Verlängerung des Bewilligungszeitraums für 
die Entwicklungsphase gewährt werden.
Nicht förder fähig sind bereits über das länderübergreifende 
Schnittstellenverfahren abgenommene Schnittstellenversionen 
(oBDS 3.0.X). Die Förderfähigkeit der Anpassung bereits über 
das länderübergreifende Schnittstellenverfahren abgenommener 
Schnittstellenversionen wird dadurch nicht berührt.

3.2.2	 Zweite Förderstufe „Einrichtungsphase“
Die zweite Förderstufe („Einrichtungsphase“) beginnt nach erfolg-
reicher Abnahme der Schnittstelle durch den Zuwendungsgeber 
und endet mit dem in Nummer 1. Förderaufruf genannten End-
datum. Grundvoraussetzung ist der erfolgreiche Abschluss der 
Entwicklungsphase. In der Einrichtungsphase sind förderfähig
–	 kumulativ die Einrichtung der oBDS-Schnittstelle bei den am-

bulanten Behandlungseinrichtungen einschließlich einer Ein-
führungsschulung, der Support und die Wartung durch den/
die Zuwendungsempfänger*in. Die Durchführung umfasst die 
Installation der oBDS-Schnittstelle (die Bereitstellung) und den 
auf maximal 24 Monate ab Einrichtung der Schnittstelle befris-
teten Support- und Wartungszeitraum.

Die Einrichtungsphase er forder t die Mitwirkung des/der Zu-
wendungsempfänger*in bei der Verbreitung der oBDS-Schnitt-
stelle in Hessen. Dabei sollten möglichst viele der von dem/der 
Zuwendungsempfänger*in in Hessen angebundenen ambulan-
ten Behandlungseinrichtungen angeschlossen und zur dauer-
haften Meldetätigkeit bewogen werden. Der/die Zuwendungs-
empfänger*in stellt sicher, dass die entwickelte Schnittstelle im 
Praxissystem eingerichtet wird und funktionsfähig ist.
Im 24-monatigen Support- und Wartungszeitraum hat der/die Zu-
wendungsempfänger*in die technische Einsatzbereitschaft der in-
stallierten Software zu gewährleisten und Updates, welche mit 
der Krebsmeldetätigkeit in Zusammenhang stehen, den ambulan-

ten Behandlungseinrichtungen kostenlos zur Verfügung zu stel-
len. Updates können mit einer Verbesserung der Anwendung und 
einer technischen Problembehebung oder mit einer Aktualisierung 
des oBDS-XML-Schemas einhergehen. Das oBDS-XML-Schema 
wird seitens der sogenannten „Plattform § 65c“ aufgrund neuer 
Anforderungen oder technischer Anpassungen in regelmäßigen 
Zeitabständen aktualisiert. Alle wichtigen Neuerungen sind auf 
www.basisdatensatz.de zu finden.
Eine Förderung im Rahmen der zweiten Förderstufe kommt nur für 
Vorhaben in Betracht, die im Land Hessen durchgeführt werden, 
d. h. die Einrichtung der Schnittstelle muss jeweils eine ambulante 
Behandlungseinrichtung mit Sitz in Hessen betreffen.
Die Förderung im Rahmen der zweiten Förderstufe deckt sämt-
liche Schulungs-, Wartungs- und Supportleistungen durch den/
die Zuwendungsempfänger*in im 24-monatigen Support- und 
Wartungszeitraum ab. Für diesen Zeitraum verlangt der/die Zu-
wendungsempfänger*in von den betrof fenen ambulanten Be-
handlungseinrichtungen keine Gegenleistung für sämtliche Schu-
lungs-, Wartungs- und Supportleistungen im Zusammenhang mit 
dem Krebsregistermodul.

3.3	 Antragsberechtigte
Antragsberechtigt für das Gesamtfördervorhaben „Anschluss des 
ambulanten Sektors an das Hessische Krebsregister“ sind Soft-
wareunternehmen, die Praxissysteme für ambulante Behandlungs-
einrichtungen entwickeln und installieren und die für ihr/e Praxis-
system/e eine/mehrere oBDS-Schnittstelle/n entwickeln oder an-
passen, bereitstellen, warten und ihr/e Praxissystem/e somit um 
das Krebsregistermodul ergänzen wollen.
Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Sinne des 
§ 7 Abs. 1 LHO sind lediglich diejenigen der vorgenannten Soft-
wareunternehmen antragsberechtigt, die mindestens 25 Instal-
lationen ihres Praxissystems bzw. ihrer Praxissysteme in ambu-
lanten Behandlungseinrichtungen in Hessen zum 31. März 2023 
nachweisen können. Als Praxissystem wird ein System definiert, 
das von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) zerti-
fiziert und für den Einsatz im Praxisbetrieb freigegeben wurde.

3.4	 Art und Umfang, Höhe der Förderung
Die Zuwendung wird im Wege einer Festbetragsfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss vorbehaltlich etwaiger Reduzierun-
gen nach Maßgabe der beihilferechtlichen Vorgaben wie folgt ge-
währt:

3.4.1	 Erste Förderstufe „Entwicklungsphase“
Einmalig EUR 10.000 nach der Entwicklung oder Anpassung und 
Integration der Erfassungsformulare und der oBDS-Schnittstel-
lenabnahme.

3.4.2	 Zweite Förderstufe „Einrichtungsphase“
EUR 750 für jede über die abgenommene oBDS-Schnittstelle 
aktiv meldende ambulante Behandlungseinrichtung (Praxis) in 
Hessen.
Die für die zweite Förderstufe vorgesehene Fördersumme wird 
pro meldepflichtiger medizinischer Einrichtung der ambulanten 
Versorgung einmal ausgeschüttet, unabhängig davon, wie viele 
Ärztinnen/Ärzte in der Einrichtung tätig sind. Die Installation der 
Schnittstelle in einem Praxissystem, welches durch mehrere Ärz-
tinnen/Ärzte (z. B. in Gemeinschaftspraxen/Berufsausübungs-
gemeinschaften oder in Praxisgemeinschaften/Organisations-
gemeinschaften) aktiv eingesetzt wird, kann somit auch nur 
einmal gefördert werden. Die Förderung ist nicht auf die/den 
einzelne/n Ärztin/Arzt bezogen.
Die Gesamtförderung für beide Förderstufen nach diesem Förder-
aufruf beträgt bis zu EUR 300.000 je Zuwendungsempfänger*in, 
jedoch nicht mehr als gemäß EU-Recht zulässig.

3.4.3	 Beihilferechtliche Einordnung
Bei der Zuwendung handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe, 
sofern sie im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 
der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung 
der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABl. EU L, 15. De-
zember 2023, steht.
Der maximal zulässige Gesamtbetrag solcher Beihilfen beträgt 
innerhalb von drei Jahren (im laufenden Steuerjahr sowie in den 
beiden vorangegangenen Steuerjahren) ab dem Zeitpunkt der 
ersten De-minimis-Beihilfe EUR 300.000. Dieser Betrag um-
fasst alle Formen von öffentlichen Beihilfen (z. B. Zuschüsse, 
Beteiligungen, Darlehen, Bürgschaften), die als De-minimis-Bei-
hilfe gewährt wurden, und berührt nicht die Möglichkeit, dass der/
die Zuwendungsempfänger*in sonstige von der Kommission ge-
nehmigte oder freigestellte Beihilfen erhält.
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Der/die Antragsteller*in hat vor Gewährung der De-minimis-Bei-
hilfe durch die beihilfegewährende Stelle eine Erklärung über die 
erhaltenen De-Minimis-Beihilfen abzugeben, in der der/die An-
tragsteller*in die ihm/ihr in den beiden vorrangegangenen Steuer-
jahren sowie im laufenden Steuerjahr ggf. gewährten De-mini-
mis-Beihilfen anzugeben hat („De-minimis-Erklärung“). Falls der 
Schwellenwert durch bereits erhaltene De-minimis-Beihilfen er-
reicht ist bzw. durch die Förderung im Rahmen des jeweiligen Pro-
gramms überschritten wird, ist eine Förderung nur mit besonderer 
Genehmigung der Europäischen Kommission möglich.
Bei De-minimis-Beihilfen sind Informations- und Dokumentations-
pflichten von dem/der Zuwendungsempfänger*in zu beachten; 
auf diese wird im Bewilligungsbescheid hingewiesen. Der/die Zu-
wendungsempfänger*in erhält nach Gewährung der De-minimis-
Beihilfe eine Bescheinigung über die ihm/ihr gewährten De-mini-
mis-Beihilfen („De-minimis-Bescheinigung“).
Im Falle von Zuwendungen, die nicht als De-minimis-Beihilfe ge-
währt werden können und bei denen die Voraussetzungen einer Bei-
hilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV vorliegen, kann eine Anmeldung bei 
der Europäischen Kommission nach Art. 108 Abs. 3 AEUV („Einzel-
fallnotifizierung“) erfolgen. Vor einer Genehmigung durch die Euro-
päische Kommission darf die Beihilfe nicht gewährt werden.

3.4.4	 Subventionserhebliche Angaben
Es handelt sich um Leistungen aus öf fentl ichen Mit teln im 
Sinne des Hessischen Subventionsgesetzes vom 18. Mai 1977 
(GVBI. I S. 199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz vom 
29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2037). Die Antragsangaben und Tat-
sachen, von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, 
Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung abhängig 
sind, sind subventionserheblich im Sinne des § 264 des Straf-
gesetzbuches. Gemäß § 264 des Strafgesetzbuches ist der Sub-
ventionsbetrug strafbar.

3.5	 Allgemeine Förderbestimmungen
Für die Bewilligung, die Auszahlung der Zuwendung, den Nach-
weis der Verwendung, die Prüfung des Verwendungsnach-
weises, gegebenenfalls die Rücknahme oder den Widerruf des 
Zuwendungsbescheides und die Verzinsung gelten die §§ 48 bis 
49a des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG), 
der § 44 der Hessischen Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
die hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie die 
Bestimmungen des Hessischen Verwaltungskostengesetzes 
(HVwKostG) in der jeweils geltenden Fassung.
Die Rücknahme und der Widerruf (auch teilweise) von Bescheiden 
sind nach § 4 Abs. 4 HVwKostG kostenpflichtig, sofern diese auf Grün-
den beruhen, die der/die Zuwendungsempfänger*in zu vertreten hat. 
Zum Bestandteil des Zuwendungsbescheides sind die Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (AN-
Best-P), Anlage 2 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO, zu erklären.
Die Gewährung einer Zuwendung erfolgt unter Berücksichtigung 
der festgelegten Auswahlkriterien und nach pflichtgemäßem Er-
messen im Rahmen der vom Land Hessen zur Verfügung ge-
stellten Haushaltsmittel. Das Prüfungsrecht des Hessischen 
Rechnungshofs nach § 84 LHO ist zu beachten.

3.6	 Öffentlichkeitsmaßnahmen
Das Hessische Krebsregister macht bei öffentlichkeitswirksamen 
Maßnahmen, Presseverlautbarungen und auf seiner Website auf das 
Fördervorhaben, die teilnehmenden Softwareunternehmen, deren 
Projektstatus und freigegebene oBDS-Schnittstellen aufmerksam. 
Ziel der Maßnahmen ist es, ambulante Behandlungseinrichtungen 
frühzeitig und regelmäßig auf das Fördervorhaben sowie auf das 
Vorhandensein neuer Meldewege aufmerksam zu machen. Das Hes-
sische Krebsregister unterstützt die Zuwendungsempfänger*innen 
bei der Kommunikation mit den ambulanten Behandlungsein-
richtungen und steht für gemeinsame Schulungs- und Informations-
maßnahmen zur Verfügung (vgl. Projektbeschreibung, Anlage 5). Im 
Bewilligungszeitraum hat sich der/die Zuwendungsempfänger*in be-
reit zu erklären, dem Hessischen Krebsregister unentgeltlich für ge-
meinsame Informationsveranstaltungen zur Verfügung zu stehen. 
Öffentlichkeitswirksame Maßnahmen und Presseverlautbarungen 
durch den/die Zuwendungsempfänger*in müssen den Hinweis da-
rauf enthalten, dass diese Maßnahme von der Landesärztekammer 
Hessen und dem Hessischen Krebsregister durchgeführt und vom 
Land Hessen finanziell unterstützt wird.

4.	 Antrags- und Bewilligungsverfahren
4.1	 Antragsunterlagen und Einreichung
Die Antragsunterlagen bestehen je Förderstufe jeweils aus einem 
Projektantrag nebst Anlagen einschließlich einer De-minimis-Er-
klärung. Bei der Antragstellung ist jeweils das Informationsblatt 
zu De-minimis-Beihilfen zu beachten.

Die Antragsformulare nebst dem Formular zur De-minimis-Erklärung 
und dem Informationsblatt zu De-minimis-Beihilfen ist über https:// 
hessisches-krebsregister.de/softwarehersteller/foerdervorhaben/ 
abzurufen.
Mit der Abwicklung der Fördermaßnahme hat das Land Hessen 
die Landesärztekammer Hessen beauftragt. Ihre Anträge richten 
Sie per Post an:
Vertrauensstelle des Hessischen Krebsregisters
bei der Landesärztekammer Hessen K. d. ö. R.
Sekretariat/Fördervorhaben 
Lurgiallee 10
60439 Frankfurt am Main
Aus der Vorlage eines Projektantrags kann kein Rechtsanspruch 
auf eine Förderung dem Grunde und der Höhe nach abgeleitet 
werden.

4.1.1	 Antrag „Entwicklungsphase“
In der Entwicklungsphase sind einzureichen:
1.	 Projektantrag nebst Anlagen
2.	 De-minimis-Erklärung für die „Entwicklungsphase“ als Anlage 

zum Antrag
Die Antragsunterlagen sind für die erste Förderstufe spätestens 
bis zum 31. Dezember 2024 postalisch einzureichen. Es gilt das 
Eingangsdatum der schriftlichen unterzeichneten Antragsunter-
lagen bei der Vertrauensstelle des Hessischen Krebsregisters.

4.1.2	 Antrag „Einrichtungsphase“
In der Einrichtungsphase sind einzureichen:
1.	 Projektantrag nebst Anlagen
2.	 De-minimis-Erklärung für die „Einrichtungsphase“ als Anlage 

zum Antrag
Die Antragsunterlagen sind für die zweite Förderstufe posta-
lisch nach Abschluss der ersten Förderphase einzureichen. An-
träge, die nach dem 30. Juni 2025 eingehen, können nicht be-
rücksichtigt werden. Es gilt das Eingangsdatum der schriftlichen 
unterzeichneten Antragsunterlagen bei der Vertrauensstelle des 
Hessischen Krebsregisters.

4.2	 Bewilligung und Maßnahmenbeginn
Der Zuwendungsgeber wählt aus den eingehenden Projekt-
anträgen förderfähige Softwaresysteme aus. Für die Prüfung und 
Bewertung der Anträge gelten die festgelegten Auswahlkriterien 
(siehe 3.3 Antragsberechtigte). Bei Feststellung einer nicht vor-
liegenden Förderfähigkeit erhält der/die Antragsteller*in einen ent-
sprechenden Ablehnungsbescheid.
Die bewilligten Maßnahmen sind im Bewilligungszeitraum abzu-
schließen.
Eine Förderung nach diesem Förderaufruf wird nur für solche 
Vorhaben bewilligt, die noch nicht begonnen worden sind (Re-
finanzierungsverbot). Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- 
und Leistungsvertrages zu werten, wenn dieser in direktem Zu-
sammenhang mit dem Förderprojekt steht. Auf der Grundlage 
eines begründeten Antrags kann im Einzelfall eine Ausnahme 
zugelassen werden, aus der jedoch kein Anspruch auf Förderung 
dem Grunde oder der Höhe nach abgeleitet werden kann.

4.3	 Auszahlung der Fördermittel und Verwendungsnachweis

4.3.1	 Mittelverwendung und Prüfung
Vorhaben müssen dem Recht der Europäischen Union und den 
in Bezug auf die Umsetzung des Vorhabens einschlägigen na-
tionalen Rechtsvorschriften entsprechen. Insbesondere wird auf 
die Pflicht zur Einhaltung vergaberechtlicher und beihilferecht-
licher sowie datenschutzrechtlicher Bestimmungen sowie der 
Nebenbestimmungen im Zuwendungsbescheid hingewiesen. Eine 
Überprüfung der einzuhaltenden rechtlichen Bestimmungen er-
folgt durch die bewilligende Stelle (Verwaltungsprüfungen). Die 
Überprüfungen erfolgen in Form von Unterlagenprüfungen. Dar-
über hinaus kann eine Überprüfung durch Stellen wie den Hessi-
schen Rechnungshof, den Europäischen Rechnungshof oder wei-
tere Prüforgane vorgenommen werden. Die zweckentsprechende 
Verwendung der Förderung ist der bewilligenden Stelle im Wege 
von Verwendungsnachweisen nachzuweisen.
Der/Die Zuwendungsempfänger*in hat in jede vom Zuwendungs-
geber, von der bewilligenden Stelle oder einer von diesen beauf-
tragten Stellen für erforderlich gehaltene Überwachung und Über-
prüfung einzuwilligen. Das Prüfungsrecht gilt insbesondere auch 
für Prüfungen der Rechnungshöfe des Landes Hessen, des Bun-
des und der Europäischen Union, die im Rahmen von örtlichen 
Erhebungen Einsichtnahme in die Bücher, Belege und Unterlagen 
des/der Zuwendungsempfänger(s)*in nehmen können.
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4.3.2	 Auszahlung nach Abschluss der Entwicklungsphase
Im Rahmen der Verwendungsprüfung prüft das Hessische Krebs-
register im Zuge der Entwicklungsphase, ob die entwickelten 
oder angepassten Erfassungsformulare und die oBDS-Schnitt-
stelle den aufgestellten Anforderungen entsprechen (siehe Num-
mer 3.2.1 Erste Förderstufe „Entwicklungsphase“). Anschließend 
folgt die länderübergreifende Schnittstellenabnahme, welche das 
Hessische Krebsregister durchführt.
Die Auszahlung der Zuwendung an den/die Zuwendungs-
empfänger*in für die Entwicklungsphase erfolgt nach der länder-
übergreifenden Schnittstellenabnahme der oBDS-Schnittstelle 
durch das Hessische Krebsregister als Pauschalbetrag.
Nach Abschluss der Entwicklungsphase stellt der Zuwendungs-
geber an den/die Zuwendungsempfänger*in einen Schluss-
bescheid aus.

4.3.3	 Auszahlung im Rahmen der Einrichtungsphase
Im Rahmen der Verwendungsprüfung prüft der Zuwendungs-
geber im Zuge der Einrichtungsphase, welche ambulanten Be-
handlungseinrichtungen über die entwickelte oder angepasste 
oBDS-Schnittstelle im Praxissystem ein Meldungspaket (XML-
Datei) generiert und an das Hessische Krebsregister übermittelt 
haben. In den übermittelten Meldungspaketen ist erkennbar, über 
welches Praxissystem durch welche ambulante Behandlungsein-
richtung die Meldung erfolgt ist. Somit kann der Zuwendungs-
geber die Anzahl der angeschlossenen ambulanten Behandlungs-
einrichtungen pro Softwarehersteller dokumentieren.
Voraussetzung für die Auszahlung der Förderung im Rahmen 
der Einrichtungsphase ist, dass die betroffene ambulante Be-
handlungseinrichtung über die entwickelte oBDS-Schnittstelle im 
Praxissystem ein Test-Meldungspaket (XML-Datei) generiert und 
an das Hessische Krebsregister übermittelt hat.
Die Auszahlung der Zuwendung an den/die Zuwendungs-
empfänger*in erfolgt halbjährlich für sämtliche bis zu dem je-
weiligen Stichtag durch den/die Zuwendungsempfänger*in ein-
gerichteten Schnit tstellen, für welche die Förder- und Aus-
zahlungsvoraussetzungen zum Stichtag vorliegen.
Nach Abschluss der Einrichtungsphase stellt der Zuwendungs-
geber an den/die Zuwendungsempfänger*in einen Schluss-
bescheid aus.

4.4	 Urheberrechte
Nach der erfolgreichen Schnittstellenabnahme bleibt es den Zu-
wendungsempfänger(n)*innen unbenommen, ihre im Zuge dieses 
Fördervorhabens entwickelte oder angepasste oBDS-Schnitt-
stelle nicht nur in Hessen, sondern auch deutschlandweit zu ver-
markten. Weitere Informationen sind auf der Website der Platt-
form § 65c (https://plattform65c.de) zu finden.

5.	 Ansprechpersonen zum Förderaufruf
Für die Durchführung des Fördervorhabens ist die Vertrauens-
stelle des Hessischen Krebsregisters bei der Landesärztekammer 
Hessen zuständig.
Ansprechpartner:
Martin Rapp 
(Organisatorischer Leiter der Vertrauensstelle des Hessischen 
Krebsregisters)
Dr. med. Gunther Rexroth 
(Ärztlicher Leiter der Vertrauensstelle des Hessischen Krebs-
registers)
Infohotline „Fördervorhaben“: 
Telefon: 069 5660876-50 
E-Mail: anschluss@hessisches-krebsregister.de
Adresse und Kontaktinformationen:
Vertrauensstelle des Hessischen Krebsregisters
Lurgiallee 10
60439 Frankfurt am Main
Telefon: 069 5660876-0
E-Mail: info@hessisches-krebsregister.de

6. Geltungsdauer
Dieser Förderaufruf tritt mit Wirkung zum 24. Juni 2024 in Kraft 
und gilt bis zum 6. Februar 2026 mit der nachfolgenden Ausnahme.
Sollte die derzeit geltende De-minimis-Verordnung außer Kraft 
gesetzt werden oder durch eine neue De-minimis-Verordnung er-
setzt werden oder sollten EU-beihilferechtlich relevante inhaltliche 
Veränderungen an der derzeit geltenden De-minimis-Verordnung 
vorgenommen werden, wird ein den dann geltenden EU-beihilfe-
rechtlichen Bestimmungen entsprechender Nachfolge-Förderauf-
ruf bis zumindest zum 6. Februar 2026 in Kraft gesetzt werden.

7.	 Anhang
Dem Förderaufruf liegen folgende Unterlagen im Anhang bei:
1. Projektantragsformular Entwicklungsphase
2. Projektantragsformular Einrichtungsphase
3. Formular De-minimis-Erklärung
4. Informationsblatt zur De-minimis-Beihilfe
5. Projektbeschreibung
https://hessisches-krebsregister.de/softwarehersteller/foerdervorhaben/

Frankfurt am Main, den 24. Juni 2024
Landesärztekammer Hessen
Vertrauensstelle des Hessischen
Krebsregisters

Amtliche Bekanntmachung der Architekten- und Stadt-
planerkammer Hessen
Öffentliche Bekanntgabe des Ergebnisses der Wahl zum Vor-
stand der Architekten- und Stadtplanerkammer Hessen und 
der geänderten Zusammensetzung der Vertreterversammlung
I.	 Wahl des Vorstands
Die Vertreterversammlung der Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen hat in ihrer konst i tuierenden Sitzung am  
28. Mai 2024 gemäß § 12 Abs. 2 Hessisches Architekten- und 
Stadtplanergesetz (HASG) i. V. m. § 2 der Wahlordnung für die 
Wahl des Vorstands einen neuen Vorstand gewählt.
Gewählt wurden:
Präsident:
Gerhard Greiner
Dipl.-Ing. (FH)
Wilhelmshöher Allee 186
34119 Kassel
Freischaffender Architekt
Vizepräsidentin:
Gabriele Schmücker-Winkelmann
Dipl.-Ing.
Rödelheimer Landstr. 72
60487 Frankfurt
Architektin im öffentlichen Dienst
Vizepräsident:
Holger Zimmer
Dipl.-Ing.
Schwalbacher Str. 93
65183 Wiesbaden
Freischaffender Architekt
Schatzmeister:
Joachim Exler
Dipl.-Ing.
Ludwigstr. 16
64646 Heppenheim
Freischaffender Architekt
Irene Maier
Dipl.-Ing. (FH)
Mosbacher Str. 61
65187 Wiesbaden
Freischaffende Innenarchitektin
Corinna Endreß
Dipl.-Ing.
Löwengasse 27 L
60385 Frankfurt
Freischaffende Landschaftsarchitektin
Torsten Becker
Prof. i.V. Dipl.-Ing.
Kennedyallee 34
60596 Frankfurt
Freischaffender Stadtplaner
Jörg Krämer
Dipl.-Ing.
Platz der Deutschen Einheit 21
64293 Darmstadt
Architekt im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis
Simone Ferrari
Dipl.-Ing. (FH)
Marienruhweg 10
64665 Alsbach-Hähnlein
Architektin im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis mit frei-
schaffender Nebentätigkeit
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Tobias Rösinger
Dipl.-Ing.
Hedderichstr. 87
60596 Frankfurt
Selbständiger Architekt im Baugewerbe
Hans-Peter Kissler
Dipl.-Ing.
Wilhelminenstr. 1 A
65193 Wiesbaden
Freischaffender Architekt
Udo Raabe
Dipl.-Ing.
Am Elfengrund 44
64297 Darmstadt
Freischaffender Architekt
Aus dem bisherigen Vorstand sind ausgeschieden:
Dipl.-Ing. Annelie Bopp-Simon
Dipl.-Ing. Simone Bücksteeg
Dipl.-Ing. (FH) Harald Etzemüller
Dipl.-Ing. Sabina Freienstein
Dipl.-Ing. Brigitte Holz
Dipl.-Ing. Felix Schmunk
Erstmals in den Vorstand wurden gewählt:
Prof. i.V. Dipl.-Ing. Torsten Becker
Dipl.-Ing. (FH) Simone Ferrari
Dipl.-Ing. (FH) Gerhard Greiner
Dipl.-Ing. Hans-Peter Kissler
Dipl.-Ing. (FH) Irene Maier
Dipl.-Ing. Gabriele Schmücker-Winkelmann

Wiesbaden, den 28. Mai 2024
Dipl.-Ing. Christian Nasedy
Vorsitzender des Wahlausschusses für
die Wahl des Kammervorstands

II.	 Änderung der Zusammensetzung der Vertreterversammlung
Die Vorstandswahl wirkt sich auf die Zusammensetzung der Ver-
treterversammlung der Architekten- und Stadtplanerkammer Hes-
sen wie folgt aus:
1.	 Durch die Wahl des Vorstands der Architekten- und Stadtplaner-

kammer Hessen am 21. Mai 2019 scheiden die nachfolgen-
den Mitglieder aus der Vertreterversammlung aus (§ 8 Abs. 4  
Satz 5 Hessisches Architekten- und Stadtplanergesetz):
1.	 Prof. i.V. Dipl.-Ing. Torsten Becker (SP/F), SRL
2.	 Dipl.-Ing. Corinna Endreß (LA/F), bdla & HVNL
3.	 Dipl.-Ing. Joachim Exler (A/F), VfA
4.	 Dipl.-Ing. (FH) Simone Ferrari, (IA/P+N),
5.	 Dipl.-Ing. (FH) Gerhard Greiner (A/F), BDA
6.	 Dipl.-Ing. Hans-Peter Kissler (A/F), BDA
7.	 Dipl.-Ing. Jörg Krämer (A/P), BDA
8.	 Dipl.-Ing. (FH) Irene Maier (IA/F), bdia
9.	 Dipl.-Ing. Udo Raabe (A/F), BDB Landesverband Hessen
10.	 Dipl.- Ing. Tobias Rösinger (A /Bau/S), BDB-HESSEN-

FRANKFURT
11.	 Dipl.-Ing. Gabriele Schmücker-Winkelmann (A/Ö), WGAÖ
12.	 Dipl.-Ing. Holger Zimmer (A/F), BDA

2.	 Als neue Mitglieder rücken in die Vertreterversammlung ge-
mäß § 16 Abs. 1 der Wahlordnung für die Wahl der Vertreter-
versammlung der Architekten- und Stadtplanerkammer Hes-
sen (WO) jeweils die nächsten nach § 15 Abs. 7 Nr. 7 WO 
ermittelten Personen der gleichen Vorschlagsliste, aus der 
das ausgeschiedene Mitglied gewählt war, nach. Für den Fall, 
dass eine Vorschlagsliste mangels Bewerber keinen Nachrü-
cker mehr stellen kann, fällt der Sitz im Fall des Nachrückens 
den übrigen Vorschlagslisten in der Reihenfolge der nächsten 
Höchstzahlen zu. Dies betrifft hier die Nachrücker für die Nr. 1  
(Prof. i.V. Dipl.-Ing. Torsten Becker, SP/F, SRL), Vorschlags-
liste 1 in der Wahlgruppe 9, und die Nr. 7 (Dipl.-Ing. Jörg Krä-
mer, A/P, BDA), Vorschlagsliste 1 in Wahlgruppe 11.
Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 1 WO werden somit als Nachrücker 
festgestellt:
1.	 Dipl.-Ing. Univ. Victor Kamphausen

Wörthstr. 26
65185 Wiesbaden
(LA/F), bdla & HVNL

2.	 Dipl.-Ing. (FH) Steffen Henrich
Brunostr. 7
63654 Büdingen
(LA/F), bdla & HVNL

3.	 Dipl.-Ing. (FH) Lars Kauer
Dalbergstr. 14
36037 Fulda
(A/F), VfA

4.	 Dipl.-Ing. (FH) Dominik Lauer
Platanenring 7 B
63110 Rodgau
(IA/P), bdia

5.	 Dipl.-Ing. (FH) Arno Klinkenberg
Rheinstr. 99.1
64295 Darmstadt
(A/F), BDA

6.	 Dipl.-Ing. Guido Höfert
Habichtswalder Str. 19
34119 Kassel
(A/F), BDA

7.	 Dipl.-Ing. (FH) Ingo Drommershausen
Nordanlage 37
35390 Gießen
(A/F), BDB LV Hessen

8.	 Dipl.-Ing. (FH) Simone Jüschke
Marburger Str. 4
60487 Frankfurt
(IA, A/F), bdia

9.	 Dipl.-Ing. Udo Meckel
Falkstr. 82 A
60487 Frankfurt
(A/F), BDB LV Hessen

10.	Dipl.-Ing. Martin Pletz
Dr.-Hans-Böckler-Platz 3
65474 Bischofsheim
(A/Bau/S), BDB-HESSENFRANKFURT

11.	Dipl.-Ing. (FH) Julia Hofmann
Ulvenbergstr. 10 A
64297 Darmstadt
(A/Ö), WGAÖ

12.	Dipl.-Ing. Claus Göller
Nordshäuser Str. 66
34132 Kassel
(A/F), BDA

3.	 Gemäß § 16 Abs. 4 Satz 1 WO wird festgestellt, dass das 
nachfolgend genannte 2024 in die Vertreterversammlung ge-
wählte Mitglied durch Verzicht gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 2 WO 
vorzeitig aus der Vertreterversammlung ausscheidet:
Herr Dipl.-Ing. Felix Schmunk, Schillerstr. 18, 63263 Neu-Isen-
burg, A/R (R), (Vorschlagsliste 4 Architekten in planenden und 
bauleitenden GeselLschaften, Wahlgruppe 2).
Als neues Mitglied rückt in die Vertreterversammlung nach:
Frau Dipl.-Ing. Martina Empl-John, Höhenweg 22, 61231 Bad 
Nauheim, A/P, (Vorschlagsliste 4 Architekten in planenden und 
bauleitenden Gesellschaften, Wahlgruppe 2).

Diese Feststellungen werden gemäß § 16 Abs. 4 Satz 2 WO im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen und im Deutschen Archi-
tektenblatt, Regionalausgabe Südwest, bekannt gemacht.

Wiesbaden, den 29. Mai 2024
Dipl.-Ing. (FH) Gerhard Greiner
Wahlleiter und Präsident der Architekten-
und Stadtplanerkammer Hessen

Öffentliche Bekanntmachung des Forstzweckverbandes 
Hessischer Odenwald
Die öffentliche Sitzung der Verbandsversammlung des Forst-
zweckverbandes Hessischer Odenwald findet am Montag, dem 
8. Juli 2024 um 19:30 Uhr statt.
Die ausführ l iche Bekanntmachung f inden Sie unter: www. 
forstzweckverband-hessischer-odenwald.de/bekanntmachungen/.

Oberzent, den 10. Juni 2024
Der Verbandsvorstand
gez. Christian Kehrer
Vorsitzender des Verbandsvorstandes
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Änderung der Satzung des Wasserverbandes Nidda
Die Satzung des Wasserverbandes Nidda in der Fassung vom 
13. Dezember 1999 (StAnz. 2000 S. 263), zuletzt geändert am 
18. März 2020 (StAnz. S. 446), wird aufgrund des Urteils des Ver-
waltungsgerichts Gießen vom 7. Februar 2023, Az.: 8 K 3317/21.GI 
und des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. April 2024, 
Az.: 10 C 9.23 gemäß dem Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 2. März 2021 wie folgt geändert:
1.	 § 8 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung besteht aus je einem/r Vertreter/
in der Mitglieder des Verbandes (§ 3). Die Vertreter/in und 
deren persönliche/n Vertreter/in werden von den Mitgliedern 
des Verbandes entsandt. Die Verbandsmitglieder stimmen 
in der Verbandsversammlung durch ihre Vertreter/in ab. Die 
Amtszeit richtet sich nach den Wahlperioden der Kommunen.
Die den Verbandsmitgliedern zustehenden Stimmen ver-
teilen sich bezogen auf den Beitragsschlüssel wie folgt:
a)	 Landkreise	 1 Stimme
b)	 Städte und Gemeinden bis 5 %	 2 Stimmen
c)	 Städte und Gemeinden über 5 % bis 10 %	 3 Stimmen
d)	 Städte und Gemeinden über 10 % bis 15 %	 4 Stimmen
e)	 Städte und Gemeinden über 15 %	 5 Stimmen

(3)	Vertreter/innen oder deren persönliche/r Vertreter/innen, die 
zur Zeit ihrer Bestellung Beamte, Angestellte, sonstige Be-
dienstete oder Gremienmitglieder eines Verbandsmitgliedes 
sind, scheiden nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses 
bzw. ihrer Gremienmitgliedschaft aus der Verbandsver-
sammlung aus. Das Verbandsmitglied hat dann einen neue/n 
Vertreter/in oder persönliche/n Vertreter/in zu entsenden.

2.	 § 11 Beschlussfassung der Verbandsversammlung
(1)	Die Beschlüsse der Verbandsversammlung bedürfen grund-

sätzlich der Mehrheit der in der Sitzung vertretenen Stim-
men (Einfache Stimmenmehrheit), mit Ausnahme der Be-
schlussfassung über die Satzung und Satzungsänderung, 
die einer 2/3 Mehrheit der einfachen Stimmen bedürfen.

3.	 § 12 Zusammensetzung des Vorstandes
(1)	Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsvorste-

her, dessen Stellvertreter sowie mindestens einem weiteren 
Mitglied (Beisitzer). Ein/e Beisitzer/in ist die/der Stellver-
treter/in der/des Verbandsvorstehers. Jedes der unter § 3 
genannten Mitglieder, vertreten durch den Bürgermeister/
Oberbürgermeister/Landrat kann maximal ein Vorstands-
mitglied und deren persönlichen Vertreter vorschlagen. 
Vorstandsmitglieder, die zur Zeit ihrer Bestellung Beamte, 
Angestellte, sonstige Bedienstete oder Gremienmitglieder 
eines Verbandsmitgliedes sind, scheiden nach Beendigung 
ihres Dienstverhältnisses bzw. ihrer Gremienmitgliedschaft 
aus dem Verbandsvorstand aus.

4.	 § 14 Amtszeit des Vorstandes
(1)	Der Verbandsvorstand wird auf die Dauer der allgemeinen 

Wahlzeit der ehrenamtlichen Mitglieder/innen der Magis-
trate/Gemeindevorstände/Kreisausschüsse gewählt. Die 
Amtszeit richtet sich nach der Wahlperiode der Kommunen.

5.	 § 17 Beschließen im Vorstand
(3)	 Auf schriftlichem oder elektronischem Weg per Umlaufbeschluss 

gefasste Beschlüsse sind gültig, wenn kein Vorstandsmitglied 
dem Verfahren der Umlaufbeschlussfassung widerspricht.

6.	 § 19 Geschäftsführung
Der Verband kann eine Geschäftsführung bestellen. Diese übt 
ihre Tätigkeit im Rahmen einer Geschäftsordnung aus. Der 
Vorgesetzte der Geschäftsführung ist der Verbandsvorsteher.

Änderung der Satzung des Wasserverbandes Nidder-See-
menbach
Die Satzung des Wasserverbandes Nidder-Seemenbach in der 
Fassung vom 10. Dezember 1999 (StAnz 2000 S. 267), zuletzt 
geändert am 18. März 2020 (StAnz. S. 446), wird aufgrund des 
Urteils des Verwaltungsgerichts Gießen vom 7. Februar 2023, Az.: 
8 K 3317/21.GI und des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 18. April 2024, Az.: 10 C 9.23 gemäß dem Beschluss der Ver-
bandsversammlung vom 2. März 2021 wie folgt geändert:
1.	 § 8 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung besteht aus je einem/r Vertreter/
in der Mitglieder des Verbandes (§ 3). Die Vertreter/in und 
deren persönliche/n Vertreter/in werden von den Mitgliedern 
des Verbandes entsandt. Die Verbandsmitglieder stimmen 
in der Verbandsversammlung durch ihre Vertreter/in ab. Die 
Amtszeit richtet sich nach den Wahlperioden der Kommunen.
Die den Verbandsmitgliedern zustehenden Stimmen ver-
teilen sich bezogen auf den Beitragsschlüssel wie folgt:
a)	 Landkreise	 1 Stimme
b)	 Städte und Gemeinden bis 5 %	 2 Stimmen
c)	 Städte und Gemeinden über 5 % bis 10 %	 3 Stimmen
d)	 Städte und Gemeinden über 10 % bis 15 %	 4 Stimmen
e)	 Städte und Gemeinden über 15 %	 5 Stimmen

(3)	Vertreter/innen oder deren persönliche/r Vertreter/innen, die 
zur Zeit ihrer Bestellung Beamte, Angestellte, sonstige Be-
dienstete oder Gremienmitglieder eines Verbandsmitgliedes 
sind, scheiden nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses 
bzw. ihrer Gremienmitgliedschaft aus der Verbandsver-
sammlung aus. Das Verbandsmitglied hat dann einen neue/n 
Vertreter/in oder persönliche/n Vertreter/in zu entsenden.

2.	 § 11 Beschlussfassung der Verbandsversammlung
(1)	Die Beschlüsse der Verbandsversammlung bedürfen grund-

sätzlich der Mehrheit der in der Sitzung vertretenen Stim-
men (Einfache Stimmenmehrheit), mit Ausnahme der Be-
schlussfassung über die Satzung und Satzungsänderung, 
die einer 2/3 Mehrheit der einfachen Stimmen bedürfen.

3.	 § 12 Zusammensetzung des Vorstandes
(1)	 Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsvorsteher, 

dessen Stellvertreter sowie mindestens einem weiteren Mit-
glied (Beisitzer). Ein/e Beisitzer/in ist die/der Stellvertreter/in 
der/des Verbandsvorstehers. Jedes der unter § 3 genannten 
Mitglieder, vertreten durch den Bürgermeister/Oberbürgermeis-
ter/Landrat kann maximal ein Vorstandsmitglied und deren per-
sönlichen Vertreter vorschlagen. Vorstandsmitglieder, die zur 
Zeit ihrer Bestellung Beamte, Angestellte, sonstige Bedienstete 
oder Gremienmitglieder eines Verbandsmitgliedes sind, schei-
den nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses bzw. ihrer Gre-
mienmitgliedschaft aus dem Verbandsvorstand aus.

4.	 § 14 Amtszeit des Vorstandes
(1)	Der Verbandsvorstand wird auf die Dauer der allgemeinen 

Wahlzeit der ehrenamtlichen Mitglieder/innen der Magis-
trate/Gemeindevorstände/Kreisausschüsse gewählt. Die 
Amtszeit richtet sich nach der Wahlperiode der Kommunen.

5.	 § 17 Beschließen im Vorstand
(3)	 Auf schriftlichem oder elektronischem Weg per Umlaufbeschluss 

gefasste Beschlüsse sind gültig, wenn kein Vorstandsmitglied 
dem Verfahren der Umlaufbeschlussfassung widerspricht.

6.	 § 19 Geschäftsführung
Der Verband kann eine Geschäftsführung bestellen. Diese übt 
ihre Tätigkeit im Rahmen einer Geschäftsordnung aus. Der 
Vorgesetzte der Geschäftsführung ist der Verbandsvorsteher.

7.	 § 31 Bekanntmachungen
(1)	Bekanntmachungen der Aufsichtsbehörde erfolgt gemäß 

§ 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Wasserver-
bandsgesetz (HWVG).

(2)	 Die öffentlichen Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen 
auf der Internetseite www.wasserverband-nidder-seemenbach.
de unter Angaben des Bereitstellungstages. Zudem wird im 
Staatsanzeiger des Landes Hessen auf die Bekanntmachung 
im Internet und die einschlägige Internetseite nachrichtlich hin-
gewiesen. In der Hinweisbekanntmachung wird, sofern es sich 
um die Bekanntmachung der Satzung des Wasserverbandes 
handelt, auf das Recht aufmerksam gemacht, diese innerhalb 
der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung in Papierform ein-
zusehen und sich gegen Kostenerstattung entsprechend Aus-
drucke fertigen zu lassen. Die öffentliche Bekanntmachung im 
Internet ist mit Ablauf des Bereitstellungstages vollendet.

Die vorstehende Satzungsänderung wird gemäß § 58 Abs. 2 des 
Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbands-

gesetz – WVG –) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), geändert 
durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), genehmigt. 
Die Änderungen werden hiermit gemäß § 58 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 67 WVG und § 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
Wasserverbandsgesetz (HWVG) vom 16. November 1995 (GVBl. 
S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2019 (GVBl. S. 421, ber. 2020 S. 112), öffentlich be-
kannt gemacht und treten rückwirkend zum 1. Mai 2021 in Kraft.

Frankfurt am Main, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
Abteilung Umwelt Frankfurt
IV/F 41.2-79 b 02/12-2020/1
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Öffentliche Bekanntmachungen des Regionalverbandes 
FrankfurtRheinMain
Die 18. – öf fentliche – Sitzung des Planungsausschusses in 
der V. Wahlperiode findet am Donnerstag, den 27. Juni 2024,  
14:00 Uhr, im Untergeschoss, Sitzungsraum Nr. -8B des Regio
nalverbandes FrankfurtRheinMain, statt.
Tagesordnung:
1.	 RegFNP-Vorentwurf

Antrag der Unabhängigen Gruppe
2.	 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans 2010 für die Stadt Ginsheim-Gustavsburg,
Stadtteil Ginsheim
Gebiet: „Ehemalige Gärtnerei“
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung

3.	 3. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Hanau, Stadtteil Südost
Gebiet: „PV-Freiflächenanlage am Rodenbacher Weg“
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung

4.	 13. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Frankfurt am Main,
Stadtteil Nieder-Eschbach
Gebiet: „Wohn- und Schulstandort – Nordwestlich auf der Stei-
nern Straße“
hier: Beschluss über die förmliche Beteiligung der Behörden 
und der Öffentlichkeit

5.	 4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Gemeinde Neuberg,
Ortsteile Rüdigheim und Ravolzhausen
Gebiet: „Feuerwehrstützpunkt“
hier: Beschluss über die förmliche Beteiligung der Behörden 
und der Öffentlichkeit

6.	 2. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans der Ge-
meinde Echzell, Ortsteil Bingenheim im Gebiet „Blofelder 
Weg“ durch den Regionalverband FrankfurtRheinMain
hier: Abschließender Beschluss

7.	 4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Hattersheim am Main,
Stadtteil Hattersheim
Gebiet: „Erweiterung Gewerbegebiet Nord“
hier: Abschließender Beschluss� (V-2024-28)

8.	 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Hofheim am Taunus,
Stadtteil Marxheim
Gebiet: „Rechenzentrum Marxheim“
hier: Abschließender Beschluss� (V-2024-29)

9.	 Wahl eines weiteren Schriftführers
10.	Anfragen und Mitteilungen

Die 19. – öffentliche – Sitzung des Haupt -und Finanzausschusses 
in der V. Wahlperiode findet am Freitag, den 28. Juni 2024, 13:00 
Uhr als Videokonferenz statt. Die Einwahldaten zur Zoom-Kon-
ferenz sind unter https://rim.ekom21.de/regionalverband/termine 
veröffentlicht.
Tagesordnung:
1.	 Fachkräftesicherung für FRM – International Office und wei-

tere Maßnahmen des Regionalverbandes
Vortrag von Susanna Caliendo, Abteilungsleiterin Metropolre-
gion, Regionalentwicklung und Europa

2.	 Aufstellung des Jahresabschlusses 2023
3.	 1. Haushaltsvollzugsbericht 2024 gemäß § 28 Gemeindehaus-

haltsverordnung (GemHVO) über den Stand des Haushaltsvoll-
zugs 2024

4.	 Wahl eines weiteren Schriftführers
5.	 Anfragen und Mitteilungen

Die 20. – öffentliche – Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
in der V. Wahlperiode f indet am Mittwoch, den 3. Juli 2024, 
10:15 Uhr, im Besuchercafé (vor der Zuschauertribüne des Ple-
narsaals) der Stadt Frankfurt am Main, Rathaus Römer, Eingang 
Römerberg, statt.
Tagesordnung:
1.	 Aufstellung des Jahresabschlusses 2023
2.	 1. Haushaltsvollzugsbericht 2024 gemäß § 28 Gemeindehaus-

haltsverordnung (GemHVO) über den Stand des Haushaltsvoll-
zugs 2024

3.	 Wahl eines weiteren Schriftführers
4.	 Anfragen und Mitteilungen

Die 16. – öffentliche – Sitzung der Verbandskammer in der V. Wahl
periode findet am Mittwoch, den 3. Juli 2024, 10:30 Uhr, im Ple-
narsaal der Stadt Frankfurt am Main, Rathaus Römer, Eingang 
Römerberg, statt.
Tagesordnung:
1.	 Festsetzung der Tagesordnung;

Abstimmung über die Punkte, die auf Tagesordnung II über-
stellt werden

2.	 Mitteilungen der Vorsitzenden der Verbandskammer
3.	 Mitteilungen des Regionalvorstandes
4.	 Fragestunde gemäß § 13 der Geschäftsordnung
5.	 RegFNP-Vorentwurf 

Antrag der Unabhängigen Gruppe
6.	 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-

chennutzungsplans 2010 für die Stadt Ginsheim-Gustavsburg,
Stadtteil Ginsheim
Gebiet: „Ehemalige Gärtnerei“
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung

7.	 3. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Hanau, Stadtteil Südost
Gebiet: „PV-Freiflächenanlage am Rodenbacher Weg“
hier: Aufstellungsbeschluss mit anschließender frühzeitiger 
Beteiligung

8.	 13. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Frankfurt am Main,
Stadtteil Nieder-Eschbach
Gebiet: „Wohn- und Schulstandort – Nordwestlich auf der Stei-
nern Straße“
hier: Beschluss über die förmliche Beteiligung der Behörden 
und der Öffentlichkeit

9.	 4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Gemeinde Neuberg,
Ortsteile Rüdigheim und Ravolzhausen
Gebiet: „Feuerwehrstützpunkt“
hier: Beschluss über die förmliche Beteiligung der Behörden 
und der Öffentlichkeit

7.	 § 31 Bekanntmachungen
(1)	Bekanntmachungen der Aufsichtsbehörde erfolgt gemäß 

§ 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Wasserver-
bandsgesetz (HWVG).

(2)	Die öffentlichen Bekanntmachungen des Verbandes er-
folgen auf der Internetseite www.wasserverband-nidder- 
seemenbach.de unter Angaben des Bereitstellungstages. 
Zudem wird im Staatsanzeiger des Landes Hessen auf die 
Bekanntmachung im Internet und die einschlägige Inter-
netseite nachrichtlich hingewiesen. In der Hinweisbekannt-
machung wird, sofern es sich um die Bekanntmachung der 
Satzung des Wasserverbandes handelt, auf das Recht auf-
merksam gemacht, diese innerhalb der öffentlichen Sprech-
zeiten der Verwaltung in Papierform einzusehen und sich 
gegen Kostenerstattung entsprechend Ausdrucke fertigen 
zu lassen. Die öffentliche Bekanntmachung im Internet ist 
mit Ablauf des Bereitstellungstages vollendet.

Die vorstehende Satzungsänderung wird gemäß § 58 Abs. 2 des 
Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbands-
gesetz – WVG –) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), geändert 
durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), genehmigt. 
Die Änderungen werden hiermit gemäß § 58 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 67 WVG und § 5 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
Wasserverbandsgesetz (HWVG) vom 16. November 1995 (GVBl. 
S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2019 (GVBl. S. 421, ber. 2020 S. 112), öffentlich be-
kannt gemacht und treten rückwirkend zum 1. Mai 2021 in Kraft.

Frankfurt am Main, den 11. Juni 2024
Regierungspräsidium Darmstadt
Abteilung Umwelt Frankfurt
IV/F 41.2-79 b 02/11-2020/1
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10.	 2. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans der Ge-
meinde Echzell, Ortsteil Bingenheim im Gebiet „Blofelder 
Weg“ durch den Regionalverband FrankfurtRheinMain
hier: Abschließender Beschluss

11.	 4. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Hattersheim am Main,
Stadtteil Hattersheim
Gebiet: „Erweiterung Gewerbegebiet Nord“
hier: Abschließender Beschluss

12.	 1. Änderung des Regionalplans Südhessen/Regionalen Flä-
chennutzungsplans 2010 für die Stadt Hofheim am Taunus,
Stadtteil Marxheim
Gebiet: „Rechenzentrum Marxheim“
hier: Abschließender Beschluss

13.	 Aufstellung des Jahresabschlusses 2023
14.	 1. Haushaltsvollzugsbericht 2024 gemäß § 28 Gemeinde-

haushaltsverordnung (GemHVO) über den Stand des Haus-
haltsvollzugs 2024

15.	 Wahl eines weiteren Schriftführers

Frankfurt am Main, den 12. Juni 2024
Regionalverband FrankfurtRheinMain
Die Verbandskammer
Herget, Vorsitzende

Sitzung der Verbandsversammlung der ekom21 – Kommu-
nales Gebietsrechenzentrum Hessen
Die 9. Sitzung der Verbandsversammlung der ekom21 – Kommu-
nales Gebietsrechenzentrum Hessen, Sitz 35398 Gießen, findet 
am Donnerstag, 11. Juli 2024, 10:30 Uhr, in der Hessenhalle Gie-
ßen, An der Hessenhalle 11, 35398 Gießen statt.
Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:
1.	 Genehmigung der Ergebnisniederschriften über die 7. und 

8. Sitzung der Verbandsversammlung am 1. Dezember 2023
2.	 Wahl der/des zweiten von zwei stellvertretenden Vorsitzenden 

der Verbandsversammlung gemäß § 6 Abs. 6 der Satzung der 
ekom21 – KGRZ Hessen

3.	 Rückblick 2023 – Bericht der Geschäftsführung
4.	 Beteiligungsbericht der ekom21 – KGRZ Hessen zum 31. De-

zember 2023
5.	 Mitgliederangelegenheiten:

a)	 Aufnahme der Gemeinde Heidenrod
b)	 Aufnahme der Deutschen Rentenversicherung (DRV) Hes-

sen KdÖR (Vorratsbeschluss)
6.	 Nachfolgebenennung eines Nachfolgers im Finanzausschuss
7.	 Anfragen und Mitteilungen
Die Sitzung ist öffentlich.

Gießen, den 13. Juni 2024
ekom21 – Kommunales
Gebietsrechenzentrum Hessen
gez. Björn Brede
Direktor
gez. Matthias Drexelius
Direktor
gez. Martin Kuban
Direktor
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Stellenausschreibungen

In der Gemeinde Kriftel ist zum 1. Oktober 2024 die Stelle der/des 
hauptamtlichen

Ersten Beigeordneten (m/w/d)

neu zu besetzen.
Die Gemeinde Kriftel liegt im Main-Taunus-Kreis zwischen der 
Großstadt Frankfurt am Main und der Landeshauptstadt Wiesba-
den. Mit ihren rund 11.000 Einwohnern ist Kriftel eine der kleineren 
Kommunen der Region und hat sich trotz der urbanen Lage ihre 
familienfreundliche Struktur bewahrt. In Kriftel ist man stolz auf aus-
gedehnte Obstfelder, einen Freizeitpark mit angrenzendem Freibad 
und ein vielfältiges Angebot an Kitas und Schulen.
Gesucht wird eine zielbewusste und entscheidungsfreudige Persön-
lichkeit mit Kooperationsbereitschaft, Einfühlungs- und Durchset-
zungsvermögen. Bewerberinnen bzw. Bewerber sollen Erfahrung und 
Kenntnisse im kommunalen Selbstverwaltungsbereich und der öffentli-
chen Verwaltung besitzen. Sie/Er soll die Fähigkeit haben, den Kontakt 
mit den Einwohnerinnen und Einwohnern sowie eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit den ehrenamtlichen Gremien der Gemeinde 
zu pflegen. Für das Amt werden überdurchschnittliche Einsatzbereit-
schaft, hohe fachliche Qualifikation, Eigeninitiative, wirtschaftliches 
Verständnis und organisatorische Fähigkeiten vorausgesetzt.
Der Gemeindevorstand der Gemeinde Kriftel besteht aus dem 
hauptamtlichen Bürgermeister, dem hauptamtlichen Ersten Bei-
geordneten und neun ehrenamtlichen Beigeordneten. Die Dezer-
natsverteilung ist nach der Hessischen Gemeindeordnung dem 
Bürgermeister vorbehalten. In der Gemeindevertretung besteht 
folgende Sitzverteilung: CDU = 17 Sitze, Bündnis 90/Die Grünen = 
7 Sitze, SPD = 4 Sitze, FDP = 3 Sitze.
Der/Die hauptamtliche Erste Beigeordnete wird nach den Vorschrif-
ten des § 39a der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) von der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Kriftel für die Dauer von sechs 
Jahren gewählt. Wählbar sind Deutsche im Sinne des Art. 116  
Abs. 1 des Grundgesetzes sowie Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
ger, die am Wahltag – voraussichtlich am 5. September 2024 – das 
18. Lebensjahr vollendet haben.
Die Besoldung richtet sich nach A 15 Bundesbesoldungsgesetz 
(BBesG). Darüber hinaus wird eine Dienstaufwandsentschädigung 
gewährt.
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis zum 
12. Juli 2024 (Posteingang) unter dem auf dem verschlossenen 
Umschlag einzutragenden Kennwort „Bewerbung Erster Bei-
geordneter“ zu richten
An die Vorsitzende des Wahlvorbereitungsausschusses
Frau Marion Leonhardt
Rat- und Bürgerhaus
Frankfurter Straße 33-37
65830 Kriftel
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